
URTEIL VOM 6. 7.1995 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-447/93, T-448/93 UND T-449/93 

URTEIL DES GERICHTS (Erste erweiterte Kammer) 

6. Juli 1995 * 

In den verbundenen Rechtssachen T-447/93, T-448/93 und T-449/93 

Associazione Italiana Tecnico Economica del Cemento, Gesellschaft italienischen 
Rechts, Rom, Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Wilma Viscardini Dona, 
Padua, und Eric Morgan de Rivery, Paris, Zustellungsanschrift: Kanzlei des 
Rechtsanwalts Alex Schmitt, 62, avenue Guillaume, Luxemburg, 

British Cement Association, Gesellschaft englischen Rechts, Wexham Springs 
(Vereinigtes Königreich), Blue Circle Industries plc, Gesellschaft englischen 
Rechts, London, Castle Cement Ltd, Gesellschaft englischen Rechts, Peter­
borough (Vereinigtes Königreich), und The Rugby Group plc, Gesellschaft engli­
schen Rechts, Rugby (Vereinigtes Königreich), Prozeßbevollmächtigte: Nicholas 
Forwood, QC, und Barrister Mark Clough, zugelassen in England und Wales, 
handelnd im Auftrag der Solicitors Robert Tudway und Dorcas Rogers, Zustel­
lungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwälte Arendt und Medernach, 8-10, rue 
Mathias Hardt, Luxemburg, 

Titan Cement Company SA, Gesellschaft griechischen Rechts, Athen, Prozeßbe­
vollmächtigte: Barrister Alastair Sutton und Daniel Bethlehem, zugelassen in Eng­
land und Wales, und Rechtsanwalt Aristotelis Kaplanidis, Thessaloniki, handelnd 
im Auftrag von Rechtsanwalt Victor Melas, Athen, Zustellungsanschrift: Kanzlei 
des Rechtsanwalts Marc Loesch, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Klägerinnen, 

* Verfahrenssprachen: Englisch und Französisch. 
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gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Xenophon 
A. Yataganas, Michel Nolin, Eric White und Daniel Calleja, Juristischer Dienst, als 
Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: Georgios Kremlis, Juristischer 
Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

unterstützt durch 

Griechische Republik, vertreten durch Panagiotis Kamarineas, Rechtsberater im 
Juristischen Dienst des Staates, Panagiotis Milonopoulos, Juristischer Mitarbeiter 
der Abteilung des Außenministeriums für Rechtsfragen der Europäischen Gemein­
schaften, und Christina Sitara, Rechtsberaterin der Eingangsstufe im Juristischen 
Dienst des Staates, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Griechische Bot­
schaft, 117, Val Sainte-Croix, Luxemburg, 

Heracles General Cement Company anonymos eteria, Gesellschaft griechischen 
Rechts, Likovrisi (Griechenland), Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Kostas 
Th. Loukopoulos und Sotiris Felios, Athen, Zustellungsanschrift: Kanzlei des 
Rechtsanwalts Jos Stoffel, 21, boulevard de Verdun, Luxemburg, 

Streithelferinnen, 
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wegen Nichtigerklärung des Beschlusses vom 1. August 1991, der in der im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften vom 4. Januar 1992 (C 1, S. 4) veröffent­
lichten Mitteilung 92/C 1/03 der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des 
EWG-Vertrags an die übrigen Mitgliedstaaten und die anderen Beteiligten über die 
Beihilfe der griechischen Regierung an das Unternehmen Heracles General 
Cement Company enthalten ist, 

erläßt 

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN (Erste erweiterte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter B. Vesterdorf, 
A. Saggio, H. Kirschner und A. Kalogeropoulos, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 
17. Januar 1995, 

folgendes 

Urteil 

1 Im Laufe des Jahres 1983 erließen die griechischen Behörden eine Reihe strukturel­
ler Maßnahmen zur Behebung der beträchtlichen Störungen im Wirtschaftsleben 
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des Landes. Zu diesen Maßnahmen gehörte der Erlaß des „Gesetzes 1386/83 über 
die finanzielle Sanierung von Unternehmen" (im folgenden: Gesetz 1386/83) vom 
5. August 1983. Durch dieses Gesetz wurde eine Einrichtung namens „Organismos 
oikonomikis Anasygkrotiseos Epicheiriseon" (Einrichtung zur Umstrukturierung 
von Unternehmen; im folgenden: OAE) geschaffen. Gemäß Artikel 2 des Gesetzes 
hat der OAE die Aufgabe, durch die finanzielle Sanierung von Unternehmen, den 
Erwerb und die Anwendung von ausländischem Know-how, die Entwicklung von 
inländischem Know-how sowie die Gründung und den Betrieb von verstaatlichten 
oder gemischtwirtschaftlichen Unternehmen zur wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung des Landes beizutragen. Zur Verwirklichung seiner Aufgabe kann der 
OAE u. a. selbst Unternehmen verwalten und führen, Beteiligungen übernehmen 
und Darlehen gewähren. Artikel 10 des Gesetzes ermöglicht es, die Schulden der 
betreffenden Unternehmen durch die Ausgabe neuer Aktien in Kapital umzuwan­
deln. 

2 Die griechische Regierung wandte durch Ministerialdekret vom 7. August 1986 die 
Bestimmungen des Gesetzes 1386/83 auf die Heracles General Cement Company 
(im folgenden: Heracles) an, deren Bilanz seit 1983 erhebliche Verluste auswies. Sie 
stellte das Unternehmen unter staatliche Verwaltung und wandelte dessen Schul­
den bei griechischen Kreditinstituten in Höhe von 27 755 Millionen DR (ungefähr 
170 Millionen ECU) in Kapital um. 

3 Heracles nimmt eine sehr wichtige Stellung auf dem griechischen Zementmarkt 
ein, auf dem es vier große Hersteller gibt: Heracles, der bedeutendste, mit mehr als 
3 500 Beschäftigten, die Titan Cement Company SA (im folgenden: Titan), eine der 
Klägerinnen in den vorliegenden Rechtssachen, gefolgt von der Halkis Cement 
Company (im folgenden: Halkis) und der Halyps Cement Company. 

4 Der Kommission wurde der Erlaß des Gesetzes 1386/83 von den griechischen 
Behörden nicht mitgeteilt, aber sie erfuhr auf anderem Wege davon und 
leitete in bezug auf das Gesetz am 29. Oktober 1986 ein Verfahren gemäß 
Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages ein (ABl. 1986, C 332, S. 2). 
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Die Kommission wurde von der griechischen Regierung offenbar auch nicht vorab 
über die Anwendung des Gesetzes 1386/83 auf Heracles im August 1986 infor­
miert. Sie erhielt davon jedoch nach der Gewährung der Beihilfe aufgrund damals 
bestehender Kontakte mit den Konkurrenten von Heracles Kenntnis. Deshalb for­
derte sie die griechische Regierung mit Fernschreiben vom 18. September 1986 auf, 
ihr diesen Punkt innerhalb von sieben Tagen näher zu erläutern und ihr gegebe­
nenfalls diesen Fall der Anwendung des Gesetzes zu melden (Anlage V zur Ant­
wort der Kommission auf die Fragen des Gerichts, eingegangen am 14. September 
1994). Im Anschluß an dieses Verlangen lieferte die griechische Regierung mit 
Schreiben vom 10. Oktober 1986 eingehende Informationen, wobei sie insbeson­
dere darauf hinwies, daß die Umwandlung der Schulden von Heracles in Aktien 
ihrer Ansicht nach keine Beihilfe im Sinne der Artikel 92 und 93 des Vertrages dar­
stelle (Anlage III zur genannten Antwort der Kommission). 

6 Das am 29. Oktober 1986 in bezug auf das Gesetz 1386/83 eingeleitete Verfahren 
führte am 7. Oktober 1987 zur Genehmigung der „Durchführung des Gesetzes" 
gemäß Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages, da es zur Behebung einer 
beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats diene (Entschei­
dung 88/167/EWG der Kommission vom 7. Oktober 1987 betreffend das Gesetz 
1386/1983 über Industriebeihilfen der griechischen Regierung, ABl. L 76, S. 18; im 
folgenden: Entscheidung von 1987). 

7 Die Durchführung des Gesetzes wurde jedoch von einer Reihe von „Vorausset­
zungen" abhängig gemacht, die in Artikel 1 der Entscheidung von 1987 aufgeführt 
sind; zu ihnen gehört die Verpflichtung der griechischen Regierung, Anwendungs­
fälle zu melden, die bestimmte Schwellenwerte überschreiten. 

8 In den Begründungserwägungen dieser Entscheidung stellte die Kommission fest, 
daß das Gesetz und die Tätigkeiten des OAE vor allem im Hinblick auf das der 
Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Griechenland und die 
Anpassungen der Verträge (ABl. 1979, L 291, S. 1) beigefügte Protokoll Nr. 7 über 
die wirtschaftliche und industrielle Entwicklung Griechenlands (im folgenden: 
Protokoll Nr. 7) die Voraussetzungen für die Anwendung des zweiten Teils von 
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Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages erfüllt hätten. Gemäß diesem Proto­
koll sind „im Fall der Anwendung der Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags die 
Ziele der wirtschaftlichen Ausweitung und der Hebung des Lebensstandards der 
Bevölkerung zu berücksichtigen". Nachdem die Kommission die Meldepflicht 
durch einen Hinweis auf das Urteil des Gerichtshofes vom 17. September 1980 in 
der Rechtssache 730/79 (Philip Morris/Kommission, Slg. 1980, 2671) gerechtfertigt 
hatte, kam sie zu dem Ergebnis, daß das Gesetz die Voraussetzungen von Artikel 
92 Absatz 3 Buchstabe b erfülle, und wiederholte, daß sie weiterhin in der Lage 
sein müsse, die Durchführung des Gesetzes zu überwachen (Abschnitt V der Ent­
scheidung von 1987). 

9 Die griechische Regierung wurde von dieser Entscheidung durch ein Schreiben der 
Kommission vom 17. November 1987 in Kenntnis gesetzt. Im Anschluß an dieses 
Schreiben lieferte sie mit Schreiben vom 3. Dezember 1987 zusätzliche eingehende 
Informationen über Heracles, wobei sie wiederholte, daß die fragliche Maßnahme 
ihrer Ansicht nach nicht als staatliche Beihilfe eingestuft werden könne (Anlage IV 
zur genannten Antwort der Kommission). 

10 Am 8. Dezember 1987 legte Titan bei der Kommission gegen die Gewährung der 
fraglichen Beihilfe an Heracles Beschwerde ein. 

11 Am 15. Februar 1988 richtete die Kommission ein Schreiben an die griechische 
Regierung, mit dem sie ein zweites Verfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Ver­
trages wegen der Heracles gewährten Beihilfe eröffnete. Unter Hinweis auf eine 
Erhöhung der Ausfuhren griechischen Zements und vor allem der Ausfuhren von 
Heracles in andere Mitgliedstaaten stellte sie fest, daß die fragliche Beihilfe im 
Sinne von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages den Wettbewerb verfälschen und den 
Plandel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen könnte, da Heracles seit 1983 mit 
Verlust arbeite und gleichzeitig am innergemeinschaftlichen Handel teilnehme. 
Sodann wies sie darauf hin, daß auf die fragliche Beihilfe nur die in Artikel 
92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages vorgesehene Ausnahme anwendbar sei, 
deren Anwendung aber von bestimmten Voraussetzungen abhänge, die ihr im Fall 
von Heracles nicht erfüllt zu sein schienen. 
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12 Am 9. März 1988 übersandte Titan der Kommission zusätzliche Äußerungen zu 
der Heracles gewährten Beihilfe. 

13 Im Laufe des Verwaltungsverfahrens forderte die Kommission die anderen Betei­
ligten als die Mitgliedstaaten durch die im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften vom 11. Mai 1988 (C 124, S. 4) veröffentlichte Mitteilung 88/C 124/04 auf, 
ihre etwaigen Bemerkungen zu der Heracles gewährten Beihilfe innerhalb eines 
Monats vorzulegen. In der Mitteilung heißt es: „Nach den ihr vorliegenden Anga­
ben vertritt die Kommission die Auffassung, daß durch die Beihilfe im Sinne von 
Artikel 92 Absatz 1 des EWG-Vertrags der Wettbewerb verfälscht [wird] oder ver­
fälscht zu werden droht und der Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt 
wird, und daß keine der in diesem Artikel Absätze 2 und 3 vorgesehenen Ausnah­
men Anwendung auf sie findet" (sechster Absatz der Mitteilung). 

1 4 Im Anschluß an diese Mitteilung wandten sich mehrere Konkurrenten von Herac­
les, darunter die Klägerinnen in den. Rechtssachen T-447/93 und T-449/93 sowie 
die British Cement Association (BCA), die im Namen der „United Kingdom 
Cement manufacturers" auftrat und bei der es sich um eine der Klägerinnen in der 
Rechtssache T-448/93 handelt, an die Kommission und machten geltend, daß der 
Zementmarkt der Gemeinschaft durch das Eingreifen der griechischen Behörden, 
das die Wettbewerbsstellung von Heracles ganz erheblich gestärkt habe, beträcht­
lich gestört worden sei. In der Folgezeit kam es zu mehreren Zusammenkünften 
und Briefwechseln zwischen der Kommission und den Klägerinnen sowie zwi­
schen ihr und der griechischen Regierung. 

15 Das Verwaltungsverfahren wurde durch einen Beschluß eingestellt, durch den die 
Beihilfe gebilligt wurde; er ist in einem an die griechische Regierung gerichteten 
Schreiben vom 1. August 1991 enthalten, das am 4. Januar 1992 als „Mitteilung der 
Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des EWG-Vertrags an die übrigen Mit­
gliedstaaten und die anderen Beteiligten über die Beihilfe der griechischen Regie­
rung an das Unternehmen Heracles General Cement Company" veröffentlicht 
wurde (92/C 1/03, ABl. 1992, C 1, S. 4). 
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16 Dieser Beschluß ist Gegenstand der vorliegenden Klagen. Die Kommission nimmt 
darin zunächst auf ihre Entscheidung von 1987 Bezug, in der sie die Verpflichtung 
aufgestellt hatte, „wichtige Einzelfälle ... der Kommission zu melden, damit deren 
Auswirkungen auf den innergemeinschaftlichen Handel und den Wettbewerb 
beurteilt werden können". Sie bedauert sodann, daß es die griechische Regierung 
versäumt habe, „diesen wichtigen Fall der Anwendung des Gesetzes 1386/83 ... 
anzumelden". Schließlich prüft sie die in der Zwischenzeit von der griechischen 
Regierang gelieferten Informationen im Hinblick auf die in der Entscheidung von 
1987 vorgesehenen „Voraussetzungen". Sie kommt zu dem Schluß, daß „die Bei­
hilfe, die dem Unternehmen Heracles im Jahr 1986 durch die Umwandlung eines 
Teils seiner Schulden in Kapital gewährt wurde, nunmehr im Einklang mit der 
Kommissionsentscheidung vom 7. Oktober 1987 zum Gesetz 1386/83 steht, auf 
die im zweiten Absatz dieses Schreibens Bezug genommen wird". 

17 Parallel zu dem Verfahren betreffend Heracles hatte die Kommission am 3. April 
1989 ein weiteres Verfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages gegen eine 
Beihilfe eingeleitet, die Halkis, dem drittgrößten griechischen Zementhersteller, in 
Anwendung des Gesetzes 1386/83 gewährt worden war. Dieses Verfahren hatte 
zur Entscheidung 91/144/EWG der Kommission vom 2. Mai 1990 über eine Bei­
hilfe der griechischen Regierung an einen Zementhersteller '(Halkis Cement Com­
pany) (ABl. L 73, S. 27; im folgenden: Halkis-Entscheidung) geführt, die die Fest­
stellung enthält, daß die Halkis gewährte Beihilfe gegen Artikel 93 Absatz 3 des 
Vertrages verstoße und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sei, da sie die 
Voraussetzungen für die Anwendung einer der Ausnahmebestimmungen von Arti­
kel 92 Absätze 2 und 3 des Vertrages nicht erfülle. Auch die Voraussetzungen für 
die Anwendung der in Artikel 92 Absatz 3 Buchstaben b und c vorgesehenen Aus­
nahmen seien — vor allem im Hinblick auf die Zunahme der Ausfuhren von Hal­
kis nach Italien — nicht erfüllt. Die Beihilfe laufe daher dem „gemeinsamen Inter­
esse" zuwider. 

Verfahren 

18 Die Associazione Italiana Tecnico Economica del Cemento (AITEC), in der die 
italienischen Zementhersteller zusammengeschlossen sind, hat mit Klageschrift, die 
am 27. März 1992 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, Klage auf 
Nichtigerklärung des am 4. Januar 1992 veröffentlichten Beschlusses der Kommis­
sion vom 1. August 1991 erhoben. 
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19 Desgleichen haben Titan und BCA sowie drei ihrer Mitglieder, nämlich Blue 
Circle Industries plc (im folgenden: Blue Circle), Castle Cement Ltd (im folgen­
den: Castle) und The Rugby Group plc (im folgenden: Rugby), bei denen es sich 
um die größten Zementhersteller im Vereinigten Königreich handelt, mit Klage­
schriften, die am 30. März 1992 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen 
sind, Klagen auf Nichtigerklärung dieses Beschlusses erhoben. 

20 Die drei Rechtssachen, die beim Gerichtshof anhängig gemacht und unter den 
Aktenzeichen C-97/92, C-105/92 und C-106/92 in das Register eingetragen wur­
den, sind durch Beschluß des Präsidenten des Gerichtshofes vom 15. Oktober 
1992 zu gemeinsamem schriftlichen und mündlichen Verfahren und zu gemeinsa­
mer Entscheidung verbunden worden. 

21 Durch Beschlüsse des Präsidenten des Gerichtshofes vom 12. Oktober 1992 und 
vom 24. März 1993 sind die Griechische Republik und Heracles gemäß ihren 
Anträgen, die am 14. und 10. August 1992 in das Register der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingetragen worden sind, als Streithelferinnen zur Unterstützung 
der Anträge der Beklagten in den drei Rechtssachen zugelassen worden. Sie haben 
ihre Streithilfeschriftsätze für alle drei verbundenen Rechtssachen am 7. Dezember 
1992 und 7. Juli 1993 eingereicht. 

22 Am 27. September 1993 hat der Gerichtshof die Rechtssachen in Anwendung von 
Artikel 4 des Beschlusses 93/350/Euratom, EGKS, EWG des Rates vom 8. Juni 
1993 zur Änderung des Beschlusses 88/591/EGKS, EWG, Euratom zur Errichtung 
eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 144, S. 21) 
an das Gericht verwiesen. 

23 Das schriftliche Verfahren ist ordnungsgemäß abgelaufen und hat am 28. Januar 
1994 mit der Einreichung der Gegenerwiderung der Kommission für alle drei ver­
bundenen Rechtssachen geendet. Das Gericht (Erste erweiterte Kammer) hat auf 
Bericht des Berichterstatters beschlossen, die mündliche Verhandlung zu eröffnen, 
und die Parteien durch prozeßleitende Maßnahme ersucht, eine Reihe von Fragen 
vor der Sitzung schriftlich zu beantworten. 

II -1982 



AITEC U. Α. / KOMMISSION 

24 In der Sitzung vom 17. Januar 1995 haben die Parteien mündlich verhandelt und 
Fragen des Gerichts beantwortet. 

Anträge der Parteien 

25 Die Klägerin AITEC beantragt, 

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären; 

— eine Beweisaufnahme anzuordnen; 

— den am 4. Januar 1992 veröffentlichten Beschluß der Kommission vom 
1. August 1991 über die Beihilfe an Heracles für nichtig zu erklären; 

— die Kommission zur Tragung der Kosten zu verurteilen; 

— die Streithelferinnen zur Tragung sämtlicher Kosten der Streithilfe zu verurtei­
len. 

Die Kommission beantragt in der Rechtssache T-447/93, 

— die Klage als unzulässig oder unbegründet abzuweisen; 

— die Klägerin zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
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Die Klägerinnen BCA, Blue Circle, Castle und Rugby beantragen, 

— die Kommission aufzufordern, ihre Akten über die Beihilfe an Heracles und 
insbesondere alle Entscheidungsentwürfe vorzulegen, die von den Dienststellen 
der Kommission ausgearbeitet und/oder der Kommission selbst vorgelegt wur­
den; 

— den in Form eines Schreibens an die griechische Regierung ergangenen und als 
„Mitteilung der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des EWG-Vertrags an 
die übrigen Mitgliedstaaten und die anderen Beteiligten über die Beihilfe der 
griechischen Regierung an das Unternehmen Heracles General Cement Com­
pany" veröffentlichten Beschluß der Kommission vom 1. August 1991 für nich­
tig zu erklären; 

— die Kommission zur Tragung der Kosten zu verurteilen; 

— die Streithelferinnen zur Tragung ihrer eigenen Kosten und der den Klägerin­
nen im Rahmen der Streithilfe entstandenen Kosten zu verurteilen. 

Die Kommission beantragt in der Rechtssache T-448/93, 

— die Klage als unzulässig oder, hilfsweise, als unbegründet abzuweisen; 

— die Klägerinnen zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
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Die Klägerin Titan beantragt, 

— den den Gegenstand der Mitteilung 92/C 1/03 bildenden Beschluß der Kom­
mission, der im Rahmen des Verfahrens gemäß Artikel 93 Absatz 2 wegen einer 
Beihilfe der Griechischen Republik an Heracles erlassen wurde, für nichtig zu 
erklären; 

— jede andere Maßnahme zu treffen, die das Gericht selbst für angemessen hält; 

— die Kommission und die Streithelferinnen zur Tragung der der Klägerin ent­
standenen Kosten zu verurteilen. 

Die Kommission beantragt in der Rechtssache T-449/93, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen; 

— die Klägerin zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 

Die Griechische Republik beantragt als Streithelferin zur Unterstützung der 
Anträge der Kommission in den Rechtssachen T-447/93 bis T-449/93, 

— die Klagen als unzulässig oder, hilfsweise, als unbegründet abzuweisen; 

— die Klägerinnen zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
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Heracles beantragt als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge der Kommis­
sion in den Rechtssachen T-447/93 bis T-449/93, 

— die Klagen als unzulässig oder als unbegründet abzuweisen; 

— die Klägerinnen zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 

Zulässigkeit 

Zulässigkeit der Klage in der Rechtssache T-449/93 (Titan) 

Vorbringen der Parteien 

26 Die Kommission äußert sich nicht zur Zulässigkeit der Klage und überläßt dem 
Gericht die Entscheidung darüber, ob die Klägerin die hierfür im Urteil des 
Gerichtshofes vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache 169/84 (Cofaz 
u. a./Kommission, Slg. 1986, 391) aufgestellten Voraussetzungen einer aktiven Teil­
nahme am vorprozessualen Verfahren und einer spürbaren Beeinträchtigung ihrer 
Wettbewerbsstellung erfüllt. 

27 Die Griechische Republik macht als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge 
der Kommission geltend, die Klägerin habe nicht ausreichend dargetan, daß ihre 
Wettbewerbsstellung auf dem Markt durch die fragliche Beihilfe unmittelbar und 
individuell beeinträchtigt worden und ihr dadurch ein Schaden entstanden sei. 
Daher sei die Klage unzulässig. 
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28 Heracles bezweifelt die Berechtigung des' interesses aller Klägerinnen; diese vertei­
digten durch ihre Klagen ein europäisches Kartell von Zementherstellern, das unter 
Verstoß gegen das gemeinschaftliche Wettbewerbsrecht geschaffen worden sei. 
Entgegen den Angaben der Klägerinnen werde deren Wettbewerbsstellung durch 
die fragliche Beihilfe nicht beeinträchtigt, wie die seit 1986 t ro tz der Gewährung 
der Beihilfe eingetretene Verbesserung ihrer finanziellen Situation zeige. 

29 Die Klägerin macht geltend, sie sei der zweitgrößte Zementhersteller auf dem grie­
chischen Markt und habe das Recht, die Nichtigerklärung des Beschlusses zu ver­
langen, durch den eine Beihilfe für Heracles genehmigt worden sei, da dieser 
Beschluß, auch wenn er an die griechische Regierung gerichtet sei, sie in ihrer 
Eigenschaft als Hauptkonkurrentin im Sinne von Artikel 173 des Vertrages unmit­
telbar und individuell beeinträchtige. 

30 Zu den im Urteil Cofaz u. a./Kommission aufgestellten Voraussetzungen trägt die 
Klägerin vor, sie habe im Untersuchungsverfahren der Kommission eine wichtige 
Rolle gespielt, vor allem durch die Einlegung einer Beschwerde am 8. Dezember 
1987 und durch spätere zusätzliche Äußerungen (Anlagen 6 und 7 zur Klage­
schrift). Die streitige Beihilfe habe auch ihre Wettbewerbssituation und die Höhe 
ihrer Rendite auf dem Zementmarkt beeinträchtigt, indem sie es ihrem Hauptkon­
kurrenten ermöglicht habe, seine Marktstellung künstlich zu verstärken. 

31 Unter Bezugnahme auf das Vorbringen der Griechischen Republik führt die Klä­
gerin in der Erwiderung aus, sie und Heracles, die beiden größten Zementhersteller 
in Griechenland, stünden bei fast all ihren Geschäften in unmittelbarem Wettbe­
werb miteinander, und zwar nicht nur auf dem griechischen Markt, sondern auch 
auf den Exportmärkten. 

32 Die Klägerin fügt schließlich hinzu, sie sei von dem streitigen Beschluß insofern 
unmittelbar betroffen, als dieser es Heracles ermögliche, weiterhin von der Beihilfe 
zu profitieren, obwohl Heracles darin zur Rückerstattung der Beihilfe hätte ver­
pflichtet werden müssen. 
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Würdigung durch das Gericht 

33 Gemäß Artikel 173 des Vertrages kann eine natürliche oder juristische Person nur 
dann gegen eine an eine andere Person gerichtete Entscheidung Klage erheben, 
w e n n diese Entscheidung sie unmittelbar und individuell betrifft. Das Klagerecht 
der Klägerinnen hängt somit zunächst von der Frage ab, ob die an die griechische 
Regierung gerichtete Entscheidung sie individuell betrifft. 

34 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes dürfen die Bestimmungen des Vertra­
ges über das Klagerecht der Bürger nicht restriktiv ausgelegt werden. Personen, die 
nicht Adressat einer Entscheidung sind, können nur dann geltend machen, im 
Sinne von Artikel 173 des Vertrages individuell betroffen zu sein, wenn diese Ent­
scheidung sie wegen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder besonderer, sie 
aus dem Kreis aller übrigen Personen heraushebender Umstände berührt und sie 
daher in ähnlicher Weise individualisiert wie den Adressaten (Urteil vom 15. Juli 
1963 in der Rechtssache 25/62, Plaumann/Kommission, Slg. 1963, 213, 237 f.). 

35 Hierzu hat der Gerichtshof entschieden, daß beschwerdeführende Unternehmen, 
für die eine Verordnung verfahrensmäßige Garantien vorsieht, aufgrund deren sie 
bei der Kommission die Feststellung einer Zuwiderhandlung gegen das Gemein­
schaftsrecht beantragen können, über eine Klagemöglichkeit zum Schutz ihrer 
berechtigten Interessen verfügen müssen (vgl. Urteil Cofaz u. a./Kommission, 
a. a. O., Randnr. 23). 

36 Unter diesem Gesichtspunkt ist zu prüfen, welche Rolle das Unternehmen im vor­
prozessualen Verfahren gespielt hat, denn nach Ansicht des Gerichtshofes ergibt 
sich ein Anhaltspunkt dafür, daß die fragliche Handlung das Unternehmen im 
Sinne von Artikel 173 des Vertrages betrifft, aus der Tatsache, daß es die 
Beschwerde veranlaßt hat, die zur Einleitung des Untersuchungsverfahrens geführt 
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hat, daß es angehört worden ist und daß seine Äußerungen den Verfahrensablauf 
weitgehend bestimmt haben (Urteil vom 20. März 1985 in der Rechtssache 264/82, 
Timex/Rat und Kommission, Slg. 1985, 849). 

37 Diese Erwägungen treffen auch bei Unternehmen zu, die im Rahmen des Verfah­
rens gemäß Artikel 93 des Vertrages eine vergleichbare Rolle gespielt haben, sofern 
ihre Marktstellung durch die Beihilfemaßnahme, die Gegenstand der angefochte­
nen Entscheidung ist, spürbar beeinträchtigt wird. Artikel 93 Absatz 2 räumt näm­
lich den beteiligten Unternehmen ganz allgemein die Befugnis zur Äußerung 
gegenüber der Kommission ein, ohne hierfür weitergehende Voraussetzungen auf­
zustellen (vgl. Urteil Cofaz u. a./Kommission, a. a. O., Randnrn. 24 und 25). 

38 Zu der Rolle, die die Klägerin im Rahmen des Verfahrens gemäß Artikel 
93 gespielt hat, ist zu sagen, daß die Klägerin am 8. Dezember 1987 bei der Kom­
mission eine ausführliche Beschwerde gegen die Beihilfe für Heracles eingelegt hat 
(Anlage 6 zur Klageschrift) und daß sie während des Verfahrens eingehende Infor­
mationen geliefert hat (vgl. die Schriftsätze vom 9. März und 9. Juni 1988, Anlagen 
7 und 8 zur Klageschrift). 

39 Zur Frage, ob die Marktstellung der Klägerin durch die fragliche Maßnahme spür­
bar beeinträchtigt wurde, ist festzustellen, daß die Klägerin besonders betont hat, 
daß ihre Rendite durch die streitige Beihilfe beeinträchtigt worden sei, da sie es 
ihrem Hauptkonkurrenten ermöglicht habe, seine Marktstellung zu verstärken. 
Ihre Umsatzrendite auf dem Inlandsmarkt sei nämlich aufgrund der von der grie­
chischen Regierung vorgeschriebenen künstlich niedrigen Verkaufspreise gesun­
ken, die Heracles dank der ihr gewährten Beihilfen habe einhalten können. Nach 
der Abschaffung der innerstaatlichen Preiskontrollen im Jahr 1989 habe die grie­
chische Regierung ihre Mehrheitsbeteiligung an Heracles genutzt, um die Preise 
künstlich niedrig zu halten. Aus den Tabellen, die die Klägerin ihrer Erwiderung 
beigefügt hat, geht hervor, daß sie und Heracles, die beiden größten griechischen 
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Zementhersteller, bei fast all ihren Geschäften in unmittelbarem Wettbewerb mit­
einander stehen, und zwar nicht nur auf dem griechischen Markt, sondern auch auf 
den Exportmärkten; dies wird durch ein von Heracles vorgelegtes Schriftstück, 
Anlage 3 zum Streithilfeschriftsatz, bestätigt. Auch Anlage 4 zum Streithilfeschrift­
satz läßt den Schluß zu, daß dieses Wettbewerbsverhältnis besteht („Unter 
bestimmten Umständen würde sich Titan aus dem Vereinigten Königreich zurück­
ziehen ..., wohl wissend, daß Heracles die Lücke in Tilbury vermutlich füllen wür­
de"). 

40 Im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung bedarf es keiner endgültigen Stellungnahme 
zum Wettbewerbsverhältnis zwischen der Klägerin und Heracles, sondern es 
genügt die Feststellung, daß die Klägerin entgegen der Einschätzung der Griechi­
schen Republik und von Heracles durch die Geltendmachung dieser speziellen 
Umstände überzeugend dargelegt hat, aus welchen Gründen der Beschluß der 
Kommission ihre Interessen verletzen kann, indem er ihre Stellung auf dem betref­
fenden Markt spürbar beeinträchtigt (vgl. Urteil Cofaz u. a./Kommission, a. a. O., 
Randnr. 28). 

41 Zu der Frage, ob die Klägerin unmittelbar betroffen ist, ist lediglich festzustellen, 
daß der Beschluß der Kommission, mit dem die Vereinbarkeit der fraglichen Bei­
hilfe mit dem Vertrag festgestellt wurde, sämtliche Wirkungen der streitigen Bei­
hilfe unberührt gelassen hat, während die Klägerin eine die fragliche Beihilfe auf­
hebende oder ändernde Entscheidung der Kommission gefordert hatte. Unter 
diesen Umständen ist die Klägerin als von dem streitigen Beschluß unmittelbar 
betroffen anzusehen (vgl. Urteil Cofaz u. a./Kommission, a. a. O., Randnr. 30). 

42 Folglich betrifft die angefochtene Handlung die Klägerin unmittelbar und indivi­
duell im Sinne von Artikel 173 des Vertrages. 
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Zulässigkeit der Klage in der Rechtssache T-447/93 (AITEC) 

Vorbringen der Parteien 

43 Die Kommission ersucht das Gericht u m Prüfung der Zulässigkeit der Klage, ohne 
eine förmliche Einrede der Unzulässigkeit zu erheben. Sie bezweifelt, daß die Klä­
gerin als Berufsverband von Zementherstellern von dem angefochtenen Beschluß 
im Sinne von Artikel 173 des Vertrages unmit telbar und individuell betroffen sei, 
selbst wenn man davon ausgehe, daß in ihr sämtliche Hersteller des betreffenden 
Sektors ihres Landes zusammengeschlossen seien. 

44 Die Kommission macht unter Berufung auf das Urteil Cofaz u. a . /Kommission 
(a. a. O.) geltend, die zweite Voraussetzung, nach der die Wettbewerbsstellung der 
Klägerin durch den angefochtenen Beschluß spürbar beeinträchtigt werden müßte , 
könne nicht erfüllt sein, da die Klägerin als Verband keine Wettbewerbsstellung auf 
dem betreffenden Mark t habe. Die Richtigkeit dieser These sei vom Gerichtshof in 
seinen Urtei len v o m 2. Februar 1988 in den Rechtssachen 67/85, 68/85 und 
70/85 (van der K o o y u. a. /Kommission, Slg. 1988, 219) und vom 24. März 1993 in 
der Rechtssache C-313/90 (CIRFS u. a. /Kommission, Slg. 1993, 1-1125) bestätigt 
worden, in denen das Klagerecht einer Berufskörperschaft oder eines Verbandes 
von ganz engen Voraussetzungen abhängig gemacht worden sei, die die Klägerin 
nicht erfülle. 

45 Die Kommission bestreitet außerdem, daß die Klägerin für sie ein bevorzugter 
Gesprächspartner gewesen sei, und trägt vor, die Klägerin habe nicht dargetan, 
inwiefern ihre eigenen Interessen als Verband durch den streitigen Beschluß beein­
trächtigt worden seien. 

46 Die Griechische Republik macht als Streithelferin ausdrücklich geltend, daß die 
Klage aus den genannten Gründen unzulässig sei. Die Klägerin habe keine ausrei­
chenden Nachweise dafür erbracht, daß ihre Wettbewerbsstellung auf dem Markt 
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durch die fragliche Maßnahme unmittelbar und individuell beeinträchtigt worden 
sei oder daß sie dadurch einen Schaden erlitten habe. 

47 Die Streithelferin Heracles fügt hinzu, ihre Ausfuhren in die übrige Gemeinschaft 
hätten 1986 nicht wegen der fraglichen Beihilfemaßnahme begonnen, sondern des­
wegen, weil die Märkte, in die die griechischen Hersteller traditionell Zement aus­
geführt hätten, wie z. B. Ägypten, keine Absatzmöglichkeiten für ihre Ausfuhren 
mehr geboten hätten. Im selben Jahr und aus denselben Gründen habe im übrigen 
auch Titan damit begonnen, Zement in die übrige Gemeinschaft auszuführen. 

48 Die Klägerin hält ihre Klage für zulässig. Sie verweist auf den Zweck ihres Verban­
des, der darin bestehe, die technischen und wirtschaftlichen Interessen der italieni­
schen Zementhersteller zu schützen, und auf die Tatsache, daß ihr 30 der 42 italie­
nischen Zementhersteller angehörten. 

49 Zur ersten im Urteil Cofaz u. a./Kommission genannten Voraussetzung macht sie 
geltend, sie habe der Kommission im Laufe des vorprozessualen Verfahrens viele 
genaue und eingehende Informationen geliefert und sei daher ihr bevorzugter 
Gesprächspartner gewesen, was sie im übrigen ausdrücklich eingeräumt habe. Als 
Vertretungsorgan ihrer Mitglieder habe sie nach ihrer Satzung deren Interessen 
wahrzunehmen und sei als einzige in der Lage, die zur Wahrnehmung der gemein­
samen Interessen ihrer Mitglieder erforderlichen Informationen auf objektive und 
vertrauliche Weise zu sammeln. 

50 Auch die zweite Voraussetzung, die der Gerichtshof in seinem Urteil Cofaz 
u. a./Kommission aufgestellt habe, sei erfüllt. Die Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes habe sich nämlich Schritt für Schritt weiterentwickelt. Nachdem er ursprüng­
lich die Ansicht vertreten habe, daß ein Verband, der als Vertreter einer Gruppe 
von Unternehmern handele, durch eine die allgemeinen Interessen dieser Gruppe 
berührende Maßnahme nicht individuell betroffen sein könne, habe er sodann 
anerkannt, daß Vereinigungen oder Berufsverbände individuell betroffen seien, 
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wenn sie die Interessen ihrer Mitglieder im Verwaltungsverfahren wahrgenommen 
hätten und wenn sie oder die Wirtschaftsteilnehmer, die sie verträten, mit dem 
Nutznießer oder den Nutznießern der angefochtenen Beihilfe in Wettbewerb stün­
den. Diese Entwicklung der Rechtsprechung ergebe sich aus dem Urteil van der 
Kooy u. a./Kommission (a. a. O.), in dem keine von den klagenden Verbänden zu 
erfüllenden objektiven Voraussetzungen festgelegt worden seien, sondern die 
Zulässigkeit der Klagen von den Umständen jedes Einzelfalls abhängig gemacht 
werde. Diese Öffnung der Rechtsprechung habe ihren Ursprung im Beschluß des 
Gerichtshofes vom 30. September 1992 in der Rechtssache C-295/92 
(Landbouwschap/Kommission, Slg. 1992, I-5003); sie habe sich im Urteil CIRFS 
u. a./Kommission (a. a. O.) fortgesetzt und sei danach in den Urteilen des 
Gerichtshofes vom 19. Mai 1993 in der Rechtssache C-198/91 (Cook/Kommission, 
Slg. 1993, I-2487) und vom 15. Juni 1993 in der Rechtssache C-225/91 
(Matra/Kommission, Slg. 1993,I-3203; vgl. auch Urteil vom 14. November 1984 in 
der Rechtssache 323/82, Intermills/Kommission, Slg. 1984, 3809) bestätigt worden. 
In den beiden letztgenannten Urteilen sei allen „Beteiligten" im Sinne von 
Artikel 93 Absatz 2 und damit insbesondere den Berufsverbänden das Recht zur 
Erhebung einer Nichtigkeitsklage eingeräumt worden. 

51 Unter den Umständen des vorliegenden Falles müsse das Gericht ihre Klage für 
zulässig erklären. Sie habe in ihrer Klageschrift auf Äußerungen Bezug genommen, 
die sie im Rahmen des Verfahrens gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages 
gemacht habe, insbesondere auf Äußerungen, die sie der Kommission in einem 
Schreiben vom 7. Juni 1988 (Anlage 4 zur Klageschrift) übermittelt habe, und sich 
in ihrer Erwiderung auf mehrere Tabellen und Angaben gestützt, die zeigten, daß 
ihre Mitglieder mit Heracles in Wettbewerb stünden. So habe sie dargelegt, daß 
zwölf (namentlich genannte) Mitglieder ihres Verbandes, die in den Häfen tätig 
seien, in denen die Ausfuhren von Heracles gelöscht würden, Marktanteile in der 
Größenordnung der Erhöhung der Ausfuhren von Heracles verloren hätten, was 
einem Gesamtverlust von etwa 186 Milliarden LIT entspreche (vgl. S. 23, S. 26 und 
Fußnote 26 der Erwiderung). 

52 Schließlich verstoße es gegen die Erfordernisse einer ordnungsgemäßen Rechts­
pflege, wenn man einem Verband zunächst gestatte, im vorprozessualen Verfahren 
— zur Vereinfachung der Beziehungen zur Kommission — die Argumente seiner 
Mitglieder vorzutragen und deren Interessen wahrzunehmen, und anschließend 
verlange, daß jedes Mitglied des Verbandes selbst Klage erhebe. 
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Würdigung durch das Gericht 

53 Wie in der Rechtssache T-449/93 (Titan) ist zu prüfen, ob die Klägerin von dem 
streitigen Beschluß unmittelbar und individuell betroffen ist. Da es sich bei der 
Klägerin um einen Verband handelt, der selbst keinen Zement herstellt, sind ihre 
Interessen jedoch in anderer Weise zu beurteilen als die der Klägerin Titan. 

54 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes die Wahrnehmung allgemeiner Interessen nicht ausreicht, um die 
Zulässigkeit einer Nichtigkeitsklage eines Verbandes bejahen zu können (Urteil des 
Gerichtshofes vom 14. Dezember 1962 in den Rechtssachen 16/62 und 17/62, 
Confédération nationale des producteurs de fruits et légumes u. a./Rat, Sig. 1962, 
963, 980, Beschluß des Gerichtshofes vom 11. Juli 1979 in der Rechtssache 60/79, 
Fédération nationale des producteurs de vins de table et vins de pays/Kommission, 
Slg. 1979, 2429, 2432, und Urteil des Gerichtshofes vom 10. Juli 1986 in der 
Rechtssache 282/85, DEFI/Kommission, Slg. 1986, 2469, Randnrn. 16 bis 18). 

55 Die Klägerin beruft sich darauf, daß die Wettbewerbssituation einiger ihrer Mit­
glieder spürbar beeinträchtigt worden sei. In ihren Äußerungen im Verwaltungs­
verfahren habe sie dargelegt, daß spezielle Interessen einiger ihrer Mitglieder 
beeinträchtigt worden seien. 

56 Die Klägerin hat in ihren der Kommission am 7. Juni 1988 übermittelten Äußerun­
gen (vgl. Anlage 4 zur Klageschrift) unter Bezugnahme auf eine Tabelle 3 ausge­
führt, daß die fragliche Beihilfe zu Wettbewerbsverzerrungen geführt habe (S. 3) 
und daß die am stärksten betroffenen Unternehmen, die in der genannten Tabelle 
3 beispielhaft aufgeführt seien, einige Brennlinien stillegen und Produktionsstätten 
schließen müßten. Darüber hinaus enthält diese Tabelle Schätzungen der zu erwar­
tenden Einfuhren aus der Griechischen Republik pro Entladehafen, die mit der 
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Erzeugung der Produktionsstätten benachbarter italienischer Gesellschaften vergli­
chen werden. So wird u. a. die Zementproduktion der Firmen Italcementi, Cemen-
tir und Moccia im Jahr 1987 und deren Personalbestand mit den Schätzungen der 
zu erwartenden Einfuhren über die Häfen von Chioggia, Livorno und Neapel ver­
glichen. 

57 Ferner hat die Klägerin in ihrer Erwiderung geltend gemacht (S. 26 und Fußnote 
26), daß zwölf ihrer Mitglieder, die in den Regionen ansässig seien, in denen die 
griechischen Einfuhren entladen würden, und zu denen die Firmen Cementir, 
Moccia und Italcementi gehörten, Verluste in einer geschätzten Gesamthöhe von 
186 Milliarden LIT erlitten hätten. 

58 Nach Ansicht des Gerichts hat die Klägerin durch Geltendmachung dieser ver­
schiedenen Gesichtspunkte überzeugend dargelegt, daß die Wettbewerbsstellung 
von mindestens drei ihrer Mitglieder auf dem italienischen Markt durch die Ein­
fuhren griechischen Zements beeinträchtigt worden ist, die durch die fragliche Bei­
hilfe begünstigt wurden. Es ist zwar richtig, daß sich die Klägerin nicht auf die 
Wahrnehmung der Interessen dieser Unternehmen beschränkt hat, denn sie hat sie 
als Beispiele für die der gesamten italienischen Zementindustrie drohende Gefahr 
angeführt; doch hat sie dadurch, daß sie sie zu der „am stärksten betroffenen" 
Gruppe von Unternehmen gezählt hat (Anlage 4 zur Klageschrift, S. 3), auf die 
individuelle Situation dieser Unternehmen hingewiesen. Die Klageschrift enthält 
somit eine Darlegung der Wettbewerbsstellung dieser Unternehmen, die sie 
gegenüber anderen Unternehmen des Sektors individualisiert. 

59 Hinzu kommt, daß eine unter Bezugnahme auf die oben behandelten Angaben in 
der vorliegenden Klageschrift erhobene Nichtigkeitsklage dieser drei Unterneh­
men, die über Confindustria und AITEC am Verwaltungsverfahren teilgenommen 
haben (vgl. Anlage 4 zur Klageschrift), zulässig gewesen wäre, da sie durch Anlage 
4 zur vorliegenden Klageschrift überzeugend dargelegt hätten, daß ihre Marktstel­
lung durch die mit dem Beschluß der Kommission gebilligte Beihilfe spürbar 
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beeinträchtigt zu werden drohte; dies würde zur Darlegung einer individuellen 
Betroffenheit im Sinne von Artikel 173 des Vertrages ausreichen. Hinsichtlich ihrer 
unmittelbaren Betroffenheit ist auf Randnummer 41 des vorliegenden Urteils zu 
verweisen. 

60 Unter diesen Umständen ist festzustellen, daß die Klägerin die individuellen Inter­
essen einiger ihrer Mitglieder wahrgenommen und gleichzeitig versucht hat, die 
Interessen des gesamten Sektors zu schützen. Anders als bei den Klägerinnen in 
den in Randnummer 54 zitierten Rechtssachen kann daher davon ausgegangen 
werden, daß die Klägerin bei der Erhebung ihrer Klage an die Stelle von minde­
stens drei ihrer Mitglieder getreten ist, die — nach dem Inhalt der Klageschrift — 
selbst eine zulässige Klage hätten erheben können. Im vorliegenden Fall bietet die 
Erhebung einer gemeinsamen Klage über den Verband somit verfahrensmäßige 
Vorteile, da durch sie die Erhebung einer größeren Zahl verschiedener Klagen 
gegen dieselben Entscheidungen verhindert werden kann, ohne daß Artikel 173 des 
Vertrages durch eine solche gemeinsame Klage umgangen zu werden droht. 

61 Hinzu kommt, daß die Klägerin bei der Vertretung der Interessen einiger ihrer 
Mitglieder im Verwaltungsverfahren und vor dem Gericht im Einklang mit Artikel 
3 ihrer Satzung gehandelt hat, wonach sie u. a. die Aufgabe hat, „die technischen 
und wirtschaftlichen Interessen der Grappe im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung des Sektors wahrzunehmen". 

62 Folglich ist die Klägerin, die im Rahmen eines Verfahrens gemäß Artikel 93 Absatz 
2 des Vertrages im Einklang mit den ihr durch ihre Satzung verliehenen Befugnis­
sen die Interessen einiger ihrer Mitglieder wahrgenommen hat, ohne daß die fragli­
chen Mitglieder dem widersprochen hätten, und die dargelegt hat, daß diese Mit­
glieder von einem Beschluß der Kommission unmittelbar und individuell betroffen 
sind, als im Sinne von Artikel 173 des Vertrages individuell betroffen anzusehen 
und ist nicht einem Verband gleichzustellen, der nicht am Verwaltungsverfahren 
teilgenommen oder nur allgemeine Interessen wahrgenommen hat. 
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63 Hinsichtlich der Frage, ob die Klägerin von dem angefochtenen Beschluß unmit­
telbar betroffen ist, ist auf Randnummer 41 des vorliegenden Urteils zu verweisen. 
Der Beschluß hat sämtliche Wirkungen der streitigen Beihilfe unberührt gelassen, 
während die Klägerin im Interesse ihrer oben genannten Mitglieder eine die fragli­
che Beihilfe aufhebende oder ändernde Entscheidung der Kommission gefordert 
hatte. 

Zulässigkeit der Klage in der Rechtssache T-448/93 (BCA u. a.) 

Vorbringen der Parteien 

64 Diese Klage ist von BCA und von drei ihrer Mitgliedsunternehmen, Blue Circle, 
Castle und Rugby, erhoben worden. Bei diesen drei Unternehmen handelt es sich 
um die drei größten Zementfabriken im Vereinigten Königreich, die dort fast den 
gesamten Zement herstellen. BCA ist die Nachfolgerin der „Cement Makers Fede­
ration" (CMF), die bis zum Jahr 1987 der Wirtschaftsverband der britischen 
Zementindustrie war und der die drei Unternehmen ebenfalls angehörten. BCA 
hat u. a. die Aufgabe, „die Zementherstellung und die Interessen der damit 
Beschäftigten zu vertreten, für sie einzutreten, sie zu fördern und zu schützen" 
und „als Kommunikationskanal zwischen den Mitgliedern des Verbandes und ... 
supranationalen Organisationen und ihren jeweiligen Abteilungen oder Dienststel­
len zu fungieren" sowie „mit allen verfügbaren Mitteln gesetzgeberische oder 
andere Maßnahmen in Großbritannien oder andernorts zu fördern, zu unterstüt­
zen oder anzufechten" (vgl. Abschnitt 3 b), h) und i) des der Klageschrift beigefüg­
ten „Memorandum of Association"). 

65 Die Kommission äußert wie in der Rechtssache T-447/93 (siehe oben, Randnrn. 
43 und 44) Zweifel an der Zulässigkeit der Klage. 
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66 Sie bezweifelt zum einen, daß die drei Klägerinnen während des Verwaltungsver­
fahrens eine aktive Rolle gespielt hätten und daß diese Rolle hinreichend bedeut­
sam gewesen sei, denn allein BCA sei tätig geworden, und zwar durch ein ganz 
kurzes Schreiben vom 9. Juni 1988, in dem sie die Namen der von ihr vertretenen 
Unternehmen nicht genannt habe. 

67 Zum anderen macht sie, unterstützt von der Griechischen Republik und von He­
racles, geltend, die Klägerinnen hätten auch nicht hinreichend und unmißverständ­
lich dargelegt, inwiefern die Heracles gewährte Beihilfe ihre Marktstellung unmit­
telbar und individuell beeinträchtigt habe; dies gelte vor allem für BCA, deren 
eigene Interessen als Berufsverband durch diese Beihilfe nicht beeinträchtigt wer­
den könnten. 

68 Die Klägerinnen sind der Ansicht, ihre Klage sei zulässig, da sie von dem ange­
fochtenen Beschluß unmittelbar und individuell betroffen seien, wie dies gemäß 
Artikel 173 des Vertrages in seiner vom Gerichtshof insbesondere im Urteil Cofaz 
u. a./Kommission vorgenommenen Auslegung erforderlich sei. 

69 Zu ihrer Beteiligung am Verfahren tragen die Unternehmen vor, sie seien bereits 
wegen der Heracles gewährten Beihilfe tätig geworden — im eigenen Namen und 
über ihren Verband, damals die CMF —, und zwar u. a. bei Zusammenkünften mit 
den Kommissionsmitgliedern Lord Cockfield und Sutherland am 5. September 
1986, mit den Kommissionsmitgliedern Narjes und Sutherland am 29. September 
1986 und mit Herrn Sutherland am 6. November 1986. Sie seien somit die ersten 
gewesen, die sich über diese rechtswidrige Beihilfe beschwert hätten. Daß die 
Kommission schon am 18. September 1986 von der griechischen Regierung Aus­
künfte über die streitige Beihilfe verlangt habe, sei auf die ihr von ihnen zuvor 
übermittelten Informationen zurückzuführen. Darüber hinaus hätten sie am 9. Juni 
1988 über BCA in Beantwortung der Mitteilung der Kommission aus dem Jahr 
1988 schriftlich Stellung genommen. 
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70 Hinsichtlich der Beeinträchtigung ihrer Marktstellung führen die Klägerinnen aus, 
wie die Kommission selbst festgestellt habe, sei Heracles seit 1986 für etwa die 
Hälfte aller griechischen Zementausfuhren und für etwa 70 % der griechischen 
Zementeinfuhren in das Vereinigte Königreich verantwortlich. Außerdem habe die 
streitige Beihilfe eine spürbare Erhöhung des Umfangs der Ausfuhren von Herac­
les in das Vereinigte Königreich ermöglicht; die Einfuhren von Heracles seien von 
12 500 Tonnen im Jahr 1986 auf 480 000 Tonnen im Jahr 1990 angestiegen (Anlage 
2 zur Erwiderung). Ihre Stellung sei folglich durch die Heracles gewährte Beihilfe 
spürbar beeinträchtigt worden; diese habe ihrer Stellung auf dem fraglichen Markt 
auf lange Sicht schweren Schaden zugefügt. Die im Rahmen des von Heracles in 
Gang gebrachten Verfahrens gegen ein europäisches Zementkartell ans Licht 
gekommenen Tatsachen bestätigten ihre Einschätzung der Wirkung der Beihilfe, 
denn sie zeigten, daß sich auf einem Markt wie dem Zementmarkt schon eine 
geringfügige Änderung des Einfuhrvolumens spürbar auf die Preisentwicklung 
auswirke. 

71 In der mündlichen Verhandlung hat BCA darauf hingewiesen, daß sie sämtliche 
Zementhersteller des Vereinigten Königreichs vertrete. Die Klägerinnen haben 
ergänzend vorgetragen, daß das Vereinigte Königreich aufgrund der Zahl und der 
Lage seiner Häfen einer der europäischen Märkte mit dem stärksten Wettbewerb 
im Bereich des Zementverkaufs sei. 

72 Die Klägerinnen fügen hinzu, der Gerichtshof habe die im Urteil Cofaz 
u. a./Kommission festgelegten Voraussetzungen für die Zulässigkeit von Klagen im 
Urteil Cook/Kommission dahin gehend erweitert, daß jeder, der tatsächlich an 
einem von der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages eingeleiteten 
Verfahren teilgenommen habe, befugt sei, wegen des Beschlusses der Kommission 
über die Einstellung des Verfahrens Klage gemäß Artikel 173 des Vertrages zu 
erheben. 

73 Die Kommission verweist in der Gegenerwiderung als Beleg für die fehlende Kla­
gebefugnis von BCA als Unternehmensverband auf die Urteile van der Kooy 
u. a./Kommission und CIRFS u. a./Kommission (siehe oben, Randnr. 44). 
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74 Sie fügt außerdem hinzu, vor 1986 habe es keine Ausfuhren von griechischem 
Zement in das Vereinigte Königreich gegeben, so daß die Wettbewerbsstellung der 
Klägerinnen z u m Zei tpunkt der Gewährung der Beihilfe nicht beeinträchtigt wor­
den sein könne. 

Würdigung durch das Gericht 

75 Zunächst ist die Zulässigkeit der Klage, soweit sie von den Klägerinnen Blue 
Circle, Castle und Rugby erhoben worden ist, anhand der oben festgelegten Krite­
rien zu prüfen (vgl. Randnrn. 33 bis 37). 

76 Hinsichtlich ihrer Beteiligung an der Vorbereitung des Verfahrens gemäß Artikel 
93 Absatz 2 haben die Klägerinnen, gestützt auf ihre internen Unterlagen und 
ohne daß die Kommission ihnen widersprochen hätte, vorgetragen, ihre Vertreter 
und Vertreter der CMF hätten an Zusammenkünften teilgenommen, die am 5. und 
29. September 1986 sowie am 6. November 1986 mit Vertretern der Kommission 
stattgefunden hätten. Die Zusammenkunft vom 5. September 1986 habe u. a. zur 
Prüfung der Beihilfe gedient, die den griechischen Herstellern durch eine Vermin­
derung ihrer Schulden bei den nationalen Elektrizitätsgesellschaften gewährt wor­
den sei. Bei der Zusammenkunft vom 29. September 1986 hätten die britischen 
Unternehmen auf die Umwandlung der Schulden von Heracles in Kapital auf­
merksam gemacht. Vor der Zusammenkunft vom 6. November 1986 hätten die 
Direktoren der Unternehmen und der Vertreter der CMF für diese Zusammen­
kunft eine Unterlage vorbereitet, die u. a. eine eingehende Analyse der Situation 
von Heracles vor und nach der Umwandlung der Schulden sowie aller durch die 
Beihilfe verursachten Verzerrungswirkungen enthalten habe. 

77 Angesichts eines derart genauen Vorbringens der Klägerinnen kann sich die Kom­
mission nicht auf die Angabe beschränken, sie könne weder bestätigen noch 
dementieren, daß derartige Zusammenkünfte stattgefunden hätten, weil sie darüber 
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keine Unterlagen habe finden können (vgl. die Antwort der Kommission vom 
14. Dezember 1994); dies gilt um so mehr, als im Schreiben von BCA vom 9. Juni 
1988 an die Kommission bestätigt wird, daß im Jahr 1986 Kontakte zwischen den 
„UK cement makers" und der Kommission bestanden hätten. Unter diesen 
Umständen ist festzustellen, daß die Klägerinnen an der Vorbereitung des Verfah­
rens gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages beteiligt waren. 

78 Somit bleibt zu prüfen, ob die Klägerinnen auch nach der Einleitung des Verfah­
rens gemäß Artikel 93 Absatz 2 durch die Kommission an diesem Verfahren teilge­
nommen haben. Hierzu ist der Inhalt des Schreibens der Klägerin BCA vom 9. 
Juni 1988 zu prüfen. In diesem Schreiben verweist BCA zum einen auf Zusam­
menkünfte, an denen die Zementhersteller des Vereinigten Königreichs („the UK 
cement makers") im Jahr 1986 teilgenommen hätten. Zum anderen heißt es darin, 
daß die Hersteller des Vereinigten Königreichs ihre Einwände „wiederholen". Da 
es sich bei den fraglichen Herstellern um die Teilnehmer an den Zusammenkünften 
von 1986 handelt, zu denen somit die drei Klägerinnen gehören, ist festzustellen, 
daß letztere im Jahr 1988 ihre Einwände über BCA wiederholt haben und daß sie 
folglich auch am Verfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages teilgenommen 
haben. 

79 Die Kommission kann sich im übrigen auch nicht — wie in der mündlichen Ver­
handlung geschehen — darauf berufen, daß sich die Beteiligung der Klägerinnen 
auf einen einzigen Satz beschränkt habe, in dem ausgeführt werde, daß die Herac­
les gewährten Beihilfen den Wettbewerb verfälschen und den innergemeinschaftli­
chen Handel beeinträchtigen würden. Durch die „Wiederholung" der 1986 erhobe­
nen Einwände haben die Klägerinnen nämlich eindeutig auf die gesamte 
Erörterung Bezug genommen, die sie 1986 mit der Kommission geführt hatten. 

80 Zur Beeinträchtigung ihrer Marktstellung ist festzustellen, daß die drei Unterneh­
men, bei denen es sich um die drei größten Zementhersteller im Vereinigten 
Königreich handelt, überzeugend dargelegt haben, daß ihre Wettbewerbssituation 
durch den Beschluß der Kommission beeinträchtigt wird, da dieser die finanzielle 
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Lage ihres griechischen Konkurrenten Heracles erheblich verbessert und es ihm 
damit ermöglicht, in das Vereinigte Königreich zu exportieren und dort wettbe­
werbsfähigere Preise als zuvor anzubieten. Im Stadium der Prüfung der Zulässig-
keit reichen die von den Klägerinnen vorgetragenen Tatsachen aus, um deutlich zu 
machen, daß der Beschluß der Kommission geeignet ist, ihre Marktstellung spür­
bar zu beeinträchtigen, und sie somit individuell betrifft. 

81 Hinsichtlich der Frage, ob die Klägerinnen von dem angefochtenen Beschluß 
unmittelbar betroffen sind, ist auf Randnummer 41 des vorliegenden Urteils zu 
verweisen. 

82 Da es sich um ein und dieselbe Klage handelt, braucht die Klagebefugnis der Klä­
gerin BCA nicht geprüft zu werden (vgl. Urteil CIRFS u. a./Kommission, a. a. O., 
Randnr. 31). 

Rechtsschutzinteresse der Klägerinnen 

83 Schließlich ist die von Heracles gegen die Zulässigkeit der drei Klagen erhobene 
Einrede zu prüfen, die sich auf die mangelnde Berechtigung des „Interesses" der 
Klägerinnen stützt, deren Klage dazu diene, ein angebliches Kartell europäischer 
Zementhersteller zu schützen. 

84 Dazu ist festzustellen, daß Heracles nicht erläutert hat, welcher Zusammenhang 
zwischen den Klagen und diesem angeblichen Kartell bestehen soll. Da die Erheb­
lichkeit des Vorbringens von Heracles für das vorliegende Verfahren nicht dargetan 
worden ist, fehlt für die Verneinung des Rechtsschutzinteresses der Klägerinnen 
jede Grundlage. Hinzu kommt, daß die Entscheidung der Kommission über die 
Existenz dieses Kartells noch keine Bestandskraft erlangt hat, da sie Gegenstand 
eines anderen Verfahrens vor dem Gericht ist. 
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85 Nach alledem sind die drei Klagen zulässig. 

Begründetheit 

86 Die Klägerin Titan beruft sich zur Stützung ihrer Nichtigkeitsklage auf mehrere 
Klagegründe. Zu prüfen sind nach Ansicht des Gerichts zwei dieser Klagegründe, 
von denen der eine die Unanwendbarkeit der in Artikel 92 Absatz 2 des Vertrages 
vorgesehenen Ausnahmen und der allgemeinen Grundsätze von Artikel 92 Absatz 
3 und der andere die Unanwendbarkeit von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des 
Vertrages betrifft. 

87 Die Klägerin AITEC beruft sich zur Stützung ihrer Nichtigkeitsklage auf vier Kla­
gegründe. Zu prüfen ist nach Ansicht des Gerichts, zusammen mit den von Titan 
geltend gemachten Klagegründen, der Klagegrund des Verstoßes gegen die Ent­
scheidung von 1987 und der Nichterfüllung der Pflicht zur Prüfung der Auswir­
kung der Beihilfe auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftlichen Handel, 
da er sich mit diesen Klagegründen überschneidet, sowie das Vorbringen der Klä­
gerin im Rahmen ihres dritten Klagegrundes (Verstoß gegen Artikel 190 des Ver­
trages), das einen angeblichen Irrtum der Kommission hinsichtlich des Verhältnis­
ses zwischen der ausgeführten Produktion und der Gesamtproduktion von 
Heracles betrifft. 

88 Die Klägerinnen B CA, Blue Circle, Castle und Rugby berufen sich zur Stützung 
ihrer Nichtigkeitsklage im wesentlichen auf drei Klagegründe. Im einzelnen zu 
prüfen ist das Vorbringen der Klägerinnen zur mangelnden Prüfung der Vereinbar­
keit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt (dritter Teil des ersten Klagegrun­
des) und zur fehlerhaften Würdigung des Sachverhalts, insbesondere im Hinblick 
auf die Entscheidung von 1987, die Halkis-Entscheidung und die Verlagerung der 
mit den strukturellen Überkapazitäten der griechischen Zementindustrie verbun­
denen Belastungen auf die anderen Mitgliedstaaten (fünfter Teil des ersten Klage­
grundes). 
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Vorbringen der Parteien in der Rechtssache T-449/93 (Titan) 

1. Unanwendbarkeit der in Artikel 92 Absatz 2 des Vertrages vorgesehenen Aus­
nahmen und der allgemeinen Grundsätze von Artikel 92 Absatz 3 des Vertrages 

89 Die Klägerin weist zunächst darauf hin, daß die von der griechischen Regierung 
über den OAE vorgenommene Umwandlung der Schulden von Heracles in Kapi­
tal eine Beihilfe im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages darstelle. Diese 
Beihilfe sei diskriminierend, verfälsche sowohl in Griechenland als auch im 
Gemeinsamen Markt den Wettbewerb zwischen Heracles und den übrigen Her­
stellern und beeinträchtige den Handel zwischen den Mitgliedstaaten. 

90 Die Kommission und die Griechische Republik geben zu, daß die Maßnahme, in 
deren Genuß Heracles gelangt sei, eine Beihilfe darstelle, die den Wettbewerb im 
Sinne von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages verfälsche oder zu verfälschen drohe. 

91 Heracles bezweifelt jedoch, daß die betreffende Maßnahme eine Beihilfe im Sinne 
von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages darstelle, räumt aber ein, daß diese Frage für 
sie nur von theoretischem Interesse sei. Ihrer Ansicht nach hätte nämlich ein gro­
ßer privater Gläubiger ebenso gehandelt wie der OAE und hätte den fraglichen 
Betrag zur Sicherung seiner Investition aufgewendet. Diese Strategie sei im übrigen 
erfolgreich gewesen, denn es sei der griechischen Regierung gelungen, ihre Beteili­
gung an Heracles an die Firma Calcestruzzi und die Nationalbank zu verkaufen. 

92 Nach dem Hinweis darauf, daß die fragliche Beihilfe unter keine der in Artikel 
92 Absatz 2 des Vertrages vorgesehenen Ausnahmen fallen könne, trägt die Kläge­
rin vor, die Kommission habe die allgemeinen Grundsätze von Artikel 92 Absatz 
3 des Vertrages falsch ausgelegt, denn sie habe nicht berücksichtigt, daß die dort 
vorgesehenen Ausnahmen eng auszulegen seien, um das ordnungsgemäße Funktio­
nieren des Gemeinsamen Marktes sicherzustellen. 
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93 Die Kommission habe die Beihilfe nicht an den Grundsätzen des Rechts und der 
Gemeinschaftspolitik gemessen und es versäumt, diese Beihilfe in den Gesamtzu­
sammenhang der Zementindustrie und des Zementmarktes der Gemeinschaft zu 
stellen, wie es Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages verlange. Die Kommission habe 
dadurch den unzulässigen Vorteil, der Heracles verschafft worden sei, konsolidiert, 
zumal sie gleichzeitig im Rahmen eines Parallelverfahrens eine Beihilfe für Halkis 
verurteilt habe. 

94 Die Entscheidung von 1987 und die darin aufgestellten Voraussetzungen bildeten 
einen unzureichenden und unangemessenen Rahmen für die Beurteilung der Ver­
einbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinschaftsrecht. Die Kommission habe die 
Auswirkung der Beihilfe auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftlichen 
Handel außer acht gelassen, als sie zu dem Ergebnis gekommen sei, daß die Bei­
hilfe nunmehr im Einklang mit der Entscheidung von 1987 stehe, denn sie habe die 
Änderung ihrer Auffassung gegenüber 1987 nur damit gerechtfertigt, daß die grie­
chische Regierung ihre Einwände ausgeräumt habe. 

95 In ihrer Erwiderung führt die Klägerin aus, die Tatsache, daß das Rahmengesetz 
mit dem Vertrag allgemein für vereinbar erklärt worden sei, obwohl es selbst keine 
spürbare Auswirkung habe, enthebe die Kommission nicht ihrer Verpflichtung, die 
Vereinbarkeit punktueller Maßnahmen des OAE mit der Entscheidung von 
1987 und mit dem Vertrag zu prüfen. In ihrer Entscheidung von 1987 habe die 
Kommission keineswegs versucht, einen allgemeinen abschließenden Rahmen zu 
schaffen, sondern vielmehr verlangt, daß ihr wichtige Fälle einzeln gemeldet wür­
den. Wie sich aus den Begründungserwägungen der Entscheidung ergebe, habe die 
Kommission solche Fälle anhand der Grundsätze prüfen wollen, die sie bei staatli­
chen Beihilfen herkömmlicherweise anwende. 

96 Die Kommission räumt ein, daß die Beihilfe für Heracles „den Wettbewerb im 
Sinne von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages verfälschte oder zu verfälschen 
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drohte", ist aber der Ansicht, daß für sie die in Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b 
des Vertrages vorgesehene Ausnahme habe gewährt werden können, da sie zur 
Behebung einer beträchtlichen Störung im griechischen Wirtschaftsleben gedient 
habe und die in der Entscheidung von 1987, in der der für den vorliegenden Fall 
geltende rechtliche Rahmen festgelegt worden sei, genannten Voraussetzungen 
erfülle. In dieser Entscheidung seien die durch das Gesetz 1386/83 geschaffene all­
gemeine Regelung und damit auch die in seinem Rahmen getroffenen speziellen 
Maßnahmen genehmigt worden, sofern sie nur den in der Rahmenentscheidung 
genannten Voraussetzungen entsprächen (vgl. Schlußanträge von Generalanwalt 
M. Darmon zum Urteil des Gerichtshofes vom 15. Dezember 1988 in den Rechts­
sachen 166/86 und 220/86, Irish Cement Ltd/Kommission, Sig. 1988, 6473, 6487). 

97 Die Tatsache, daß die fragliche Beihilfe schon vor dem Erlaß der Entscheidung von 
1987 gewährt worden sei, spiele dabei keine Rolle, denn sie habe beim Erlaß dieser 
Entscheidung gewußt, daß das Gesetz in der Vergangenheit bereits angewendet 
worden sei. Sie habe der griechischen Regierung in ihrer Entscheidung klar zu ver­
stehen gegeben, daß alle wichtigen Maßnahmen zur Durchführung des Gesetzes 
gemeldet werden müßten, gleichgültig, ob sie vor oder nach der Entscheidung von 
1987 getroffen worden seien. 

98 Die Griechische Republik, die die Kommission insoweit unterstützt, führt ebenso 
wie Heracles aus, die Entscheidung von 1987 bilde den rechtlichen Rahmen für 
den streitigen Beschluß und sei, da sie niemals in Frage gestellt worden sei, recht­
lich unanfechtbar geworden. In dieser Entscheidung von 1987 sei aber anerkannt 
worden, daß das Gesetz 1386/83 unter die im zweiten Teil von Artikel 92 Absatz 
3 Buchstabe b des Vertrages in Verbindung mit dem Protokoll Nr. 7 vorgesehene 
Ausnahme falle. 

99 Die Kommission habe die Wettbewerbsstellung von Heracles auch mit der Stellung 
ihrer europäischen Hauptkonkurrenten nach der fraglichen Beihilfemaßnahme ver­
glichen. Sie habe festgestellt, daß die Märkte in Drittländern, auf denen Heracles 
aufgetreten sei, nach 1985 erheblich kleiner geworden seien und daß sich Heracles 
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deshalb neue Märkte gesucht habe. Aber sie habe auch festgestellt, daß Heracles 
nur einen beschränkten Teil der gesamten griechischen Zementausfuhren nach Ita­
lien getätigt habe, und zwar 34 %, während der übrige Teil im wesentlichen auf 
Titan entfallen sei. Folglich entbehre die Behauptung, daß die Wettbewerbsstellung 
von Heracles gegenüber den übrigen Herstellern nicht geprüft worden sei, der 
Grundlage. 

100 Darüber hinaus ergebe sich aus Abschnitt V Absatz 5 der Entscheidung von 1987, 
daß die Gefahr einer Störung des Zementmarktes der Gemeinschaft im Rahmen 
dieser Entscheidung ausreichend berücksichtigt worden sei. 

101 Heracles trägt vor, die Kommission habe im Rahmen eines Verfahrens gegen ein 
europäisches Kartell von Zementherstellern festgestellt, daß ihre Ausfuhren die 
größte Bedrohung für die europäischen Hersteller bildeten und einen bisher nicht 
bestehenden innergemeinschaftlichen Zementhandel zu schaffen „drohten". Artikel 
92 des Vertrages sei jedoch nur dann anwendbar, wenn es Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten gebe. Mangels eines innergemeinschaftlichen Handels sei Artikel 
92 des Vertrages folglich nicht anwendbar. Die griechischen Zementausfuhren in 
andere Mitgliedstaaten hätten erst 1986 begonnen. 

102 Die Kommission trägt in ihrer Gegenerwiderung vor, die Entscheidung von 
1987 habe dadurch, daß die allgemeine Beihilferegelung mit der Begründung 
genehmigt worden sei, daß sie zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirt­
schaftsleben eines Mitgliedstaats diene, ihr Ermessen bezüglich spezifischer Beihil­
fen stark eingeschränkt. Dennoch habe sie geprüft, ob die Beihilfe mit einem 
Umstrukturierungsplan verbunden gewesen sei, ob Heracles ihre Produktionska­
pazität erhöht habe und ob sie beabsichtigt habe, eines der mit Verlust arbeitenden 
Unternehmen zu übernehmen und auf diese Weise ihre Produktionskapazität zu 
erhöhen und den Wettbewerb zu verfälschen. Dadurch habe sie die Auswirkungen 
der Beihilfe auf den innergemeinschaftlichen Wettbewerb hinreichend gewürdigt. 
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2. Unanwendbarkeit von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages 

103 Die Klägerin macht geltend, entgegen den Ausführungen in dem streitigen 
Beschluß sei die in Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages vorgesehene 
Ausnahme auf die fraglichen Beihilfen nicht anwendbar. Die Klägerin wiederholt, 
daß sich die Kommission der ihr obliegenden Pflicht zur Prüfung der Vereinbar­
keit der fraglichen Beihilfe mit dem Vertrag nicht dadurch entziehen könne, daß sie 
ausschließlich auf die Entscheidung von 1987 Bezug nehme. Diese Entscheidung 
sei nämlich nach der Gewährung der Beihilfe ergangen. Die Kommission sei aber 
verpflichtet, die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Vertrag zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung und im Hinblick auf den damals bestehenden rechtlichen Rahmen zu 
prüfen. Folglich könne die Entscheidung von 1987 nicht die Grundlage für die von 
der Kommission vorzunehmende Prüfung bilden. Die Klägerin weist schließlich 
nochmals darauf hin, daß die Kommission in ihrer Halkis-Entscheidung zu einem 
anderen Ergebnis gekommen sei als in dem streitigen Beschluß. 

104 Die Kommission beruft sich darauf, daß für die fragliche Beihilfe die in Artikel 
92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages vorgesehene Ausnahme habe gewährt wer­
den können, da sie die in ihrer Entscheidung von 1987 über die Genehmigung der 
allgemeinen Regelung genannten Voraussetzungen erfülle, insbesondere soweit es 
sich um die Überwachung der Auswirkungen der Beihilfe handele. 

105 Zur Halkis-Entscheidung führen sowohl die Kommission als auch die Streithelfe­
rinnen aus, daß sich der ihr zugrunde liegende Sachverhalt von dem des vorliegen­
den Falles unterscheide. 

106 In ihrer Antwort auf die Fragen des Gerichts hat die Kommission wiederholt, daß 
sie beim Erlaß der Entscheidung von 1987 keine Prüfung der Vereinbarkeit der zu 
diesem Zeitpunkt bereits gewährten spezifischen Beihilfen mit dem Gemeinsamen 
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Markt vorgenommen habe, sondern diese Prüfung den Entscheidungen vorbehal­
ten habe, die nach der Meldung individueller Beihilfen, die gemäß der Entschei­
dung von 1987 anschließend habe erfolgen müssen, zu treffen gewesen seien. Da es 
um die Anwendung einer zuvor auf der Grundlage von Artikel 92 Absatz 3 Buch­
stabe b des Vertrages genehmigten Regelung gegangen sei, habe sie nur zu prüfen 
brauchen, daß bei der fraglichen Beihilfe die Voraussetzungen vorgelegen hätten, 
unter denen die genannte Regelung genehmigt worden sei. Im übrigen habe sie im 
vorliegenden Fall bei der Einstellung des Verfahrens die Auswirkung der fraglichen 
Beihilfe auf den Handel und den innergemeinschaftlichen Wettbewerb deshalb 
nicht zu beurteilen brauchen, weil diese Beurteilung bereits erfolgt sei, und zwar 
nicht nur beim Erlaß der Entscheidung von 1987, sondern auch bei der Einleitung 
des Verfahrens. Die Einhaltung der in dieser Entscheidung aufgestellten Vorausset­
zungen solle es gerade ermöglichen, daß die fragliche Beihilfe trotz ihrer Auswir­
kung auf den Handel und den Wettbewerb für mit dem Gemeinsamen Markt ver­
einbar erklärt werden könne. Aus diesem Grund habe sie sich in ihrem Beschluß 
über die Einstellung des Verfahrens auf die Prüfung beschränkt, ob die Vorausset­
zungen ihrer Entscheidung von 1987 erfüllt seien. 

Vorbringen der Parteien in der Rechtssache T-447/93 (AITEC) 

1. Verstoß gegen die Entscheidung von 1987, da die Kommission die Auswirkung 
der Beihilfe auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftlichen Handel nicht 
geprüft habe 

107 Die Klägerin führt aus, nach der Entscheidung von 1987 habe die Kommission zu 
prüfen, ob die auf der Grundlage des Gesetzes 1386/83 gewährten Beihilfen den 
innergemeinschaftlichen Handel beeinträchtigten. Die Kommission hätte somit die 
Auswirkung der fraglichen Beihilfe auf die Wettbewerbsstellung von Heracles im 
Vergleich zu der der anderen Zementhersteller der Gemeinschaft ermitteln müssen, 
statt ihren Beschluß allein auf das Interesse der Griechischen Republik zu stützen, 
die die Beihilfe gewährt habe. 
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108 Die Klägerin betont, die Kommission sei in ihrer Entscheidung von 1987 von dem 
Gedanken ausgegangen, daß deren Anwendung auf individuelle Beihilfen nicht zur 
Stärkung der Wettbewerbsstellung der begünstigten Unternehmen gegenüber der 
Stellung der Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten führen dürfe. Die Anwen­
dung der Entscheidung von 1987 auf die Heracles gewährte Beihilfe habe aber 
gerade deren Wettbewerbsstellung gegenüber der der italienischen Unternehmen 
gestärkt. 

109 Die Kommission trägt vor, da die Beihilfe für Heracles in Anwendung einer — 
zuvor genehmigten — Beihilferegelung gewährt worden sei, habe sie nur zu prüfen 
brauchen, ob die streitige Beihilfe die in Artikel 1 der Entscheidung von 1987 fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt habe. Sie habe deshalb nur darauf achten müssen, 
daß sich Heracles nicht in einer günstigeren Wettbewerbsstellung befinde, als sie 
ohne die Schwierigkeiten, die zur Entscheidung von 1987 geführt hätten, bestan­
den hätte. Wie der angefochtene Beschluß zeige, habe sie sich dieser Aufgabe feh­
lerlos entledigt. 

1 1 0 Die Klägerin ist der Ansicht, daß die Kommission die Gültigkeit des angefochte­
nen Beschlusses nicht allein anhand der Entscheidung von 1987 beurteilen könne, 
da diese Entscheidung zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe im Jahr 
1986 nicht existiert habe. In der Erwiderung fügt sie hinzu, die Pflicht der Kom­
mission zur Prüfung der Auswirkung der Beihilfe ergebe sich ausschließlich aus 
Artikel 92 des Vertrages. Daß sie diese Pflicht in ihrer Klageschrift auch auf die 
Entscheidung von 1987 gestützt habe, sei hilfsweise für den Fall geschehen, daß 
das Gericht der Auffassung sein sollte, daß diese Entscheidung den alleinigen Rah­
men für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit der streitigen Beihilfe bilde. Nach 
Ansicht des Gerichts hat die Klägerin auf diese Weise ihrem Klagegrund, mit dem 
sie sich auf eine Unterlassung der Kommission beruft, ein zusätzliches Argument 
für die Pflicht der Kommission zum Tátigwerden hinzugefügt. 
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2. Fehlerhafte Würdigung des Verhältnisses zwischen der ausgeführten Produktion 
und der Gesamtproduktion bei Heracles und den griechischen Herstellern sowie 
bei den übrigen Herstellern durch die Kommission 

1 1 1 Die Klägerin trägt vor, der angefochtene Beschluß beruhe avif unbewiesenen 
Behauptungen, die dem Gericht keine Kontrolle der Rechtmäßigkeit seiner 
Gründe ermöglichten. Diese Behauptungen beruhten nämlich auf Anhaltspunkten, 
die den im Beschluß über die Einleitung des Verfahrens genannten nicht entsprä­
chen. Die Kommission habe sich allein auf die — im übrigen unzureichenden — 
Behauptungen der griechischen Regierung gestützt. Die von der Kommission vor­
genommene Prüfung weise einen offensichtlichen Beurteilungsfehler und eine 
unzureichende Begründung auf, was vor allem darauf zurückzuführen sei, daß sie 
nicht berücksichtigt habe, daß die griechischen Hersteller und insbesondere Herac­
les etwa 50 % ihrer Produktion ausführten, während die Hersteller aus anderen 
Mitgliedstaaten nur 5 % bis 10 % davon ausführten. 

1 1 2 Die Kommission hält das Vorbringen der Klägerin im Rahmen der vorliegenden 
Rechtssache für unerheblich und weist darauf hin, daß die griechischen Unterneh­
men stets viel exportiert hätten. Sie fügt noch hinzu, daß diese Tatsache im Rah­
men einer Entscheidung über die Anwendung einer zuvor genehmigten allgemei­
nen Regelung keine Rolle spiele. 
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Vorbringen der Parteien in der Rechtssache T-448/93 (BCA u. a.) 

1. Verstoß gegen Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages, weil die Kommission die Ver­
einbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht geprüft habe 

1 1 3 Die Klägerinnen machen geltend, die Kommission habe zu Unrecht den Stand­
punkt vertreten, daß sich die Vereinbarkeit der fraglichen Beihilfe mit dem 
Gemeinsamen Markt automatisch aus ihrer Vereinbarkeit mit der Entscheidung 
von 1987 ergebe. Die Entscheidung von 1987 sei nämlich im Rahmen einer ganz 
und gar außergewöhnlichen wirtschaftlichen Lage ergangen. Daß sie damals 
gerechtfertigt gewesen sei, könne daher nicht alle später gewährten Beihilfen recht­
fertigen. In Anbetracht der Verbesserung der Lage der griechischen Wirtschaft 
habe die Kommission im übrigen selbst verlangt, andere Ausfuhrbeihilfen schritt­
weise zu verringern und dann vor Januar 1990 abzuschaffen (vgl. Entscheidung 
86/614/EWG der Kommission vom 16. Dezember 1986 zur Änderung der Ent­
scheidung 85/594/EWG zur Ermächtigung Griechenlands, bestimmte Schutzmaß­
nahmen gemäß Artikel 108 Absatz 3 des EWG-Vertrags zu treffen, ABl. L 357, 
S. 28). 

1 1 4 Im übrigen gebe es einen offenkundigen Widerspruch zwischen dem Inhalt der 
Mitteilung über die Einleitung des Verfahrens und dem des angefochtenen 
Beschlusses. In der Mitteilung sei die Kommission nämlich von dem Gedanken 
ausgegangen, daß die Vereinbarkeit der Beihilfe nicht ausschließlich anhand der 
Entscheidung von 1987 zu beurteilen sei, sondern zumindest in den wichtigen Fäl­
len, die meldepflichtig seien, auch anhand des gemeinschaftlichen Zusammenhangs. 

1 1 5 Die Kommission verweist die Klägerinnen zunächst auf die von ihnen im Rahmen 
eines anderen Teils des Klagegrundes vorgetragene Argumentation, wonach die 
Beurteilung der Beihilfe nach Maßgabe der Voraussetzungen erfolgen müsse, die 
zum Zeitpunkt ihrer Gewährung bestanden hätten. Sie weist insoweit darauf hin, 
daß sich die traditionellen Exportmärkte der griechischen Hersteller im wesentli­
chen im Nahen Osten, in Nordafrika und in den Vereinigten Staaten befunden 
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hätten. Erst nach dem Zusammenbruch dieser Märkte ab 1985 hätten die griechi­
schen Zementfabriken mit der Suche nach Absatzmöglichkeiten auf dem Gemein­
schaftsmarkt begonnen. Vor diesem Zeitraum habe es praktisch keinen Handels­
verkehr zwischen der Griechischen Republik und der übrigen Gemeinschaft 
gegeben. 

116 Sie habe in Anbetracht der Tatsache, daß die Beihilfe für Heracles in Anwendung 
einer zuvor genehmigten Regelung gewährt worden sei, nur zu prüfen brauchen, 
ob die streitige Beihilfe die in Artikel 1 der Entscheidung von 1987 festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt habe. Da die Beihilfe diesen Voraussetzungen entsprochen 
habe, habe sie in den Genuß der in Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages 
vorgesehenen Ausnahme kommen können. 

2. Fehlerhafte Würdigung des Sachverhalts im Hinblick auf die Entscheidung von 
1987 und diskriminierender Charakter des angefochtenen Beschlusses gegenüber 
der Halkis-Entscheidung, insbesondere bezüglich der Verlagerung der mit den 
Folgen der strukturellen Überkapazitäten der griechischen Zementindustrie ver­
bundenen Belastungen auf die anderen Mitgliedstaaten 

117 Die Klägerinnen tragen vor, die Kommission habe den Sachverhalt offensichtlich 
fehlerhaft gewürdigt, da sie sich nicht — wie es die Entscheidung von 1987 ver­
lange — vergewissert habe, daß der Wettbewerb durch die Heracles gewährte Bei­
hilfe nicht verfälscht worden sei. 

1 1 8 Die Ausfuhren griechischen Zements in die anderen Mitgliedstaaten hätten zwi­
schen 1986 und 1990 erheblich zugenommen. Der angefochtene Beschluß habe zu 
einer Verlagerung der aus den strukturellen Überkapazitäten der griechischen 
Zementindustrie resultierenden Belastungen auf die anderen Mitgliedstaaten 
geführt, obwohl dies mit der Entscheidung von 1987 gerade habe verhindert 
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werden sollen. Im übrigen habe die Kommission in der Halkis-Entscheidung mit 
den fraglichen Beihilfen vergleichbare Beihilfen für unvereinbar mit dem Gemein­
samen Markt erklärt. 

119 In der mündlichen Verhandlung haben die Klägerinnen hinzugefügt, das Vereinigte 
Königreich sei aufgrund seiner geographischen Lage von Zementeinfuhren per 
Schiff in besonderem Maß betroffen. 

120 Die Kommission, unterstützt von den Streithelferinnen, weist dieses Vorbringen 
der Klägerinnen zurück. Sie nennt die verschiedenen Besonderheiten des griechi­
schen Zementmarktes, auf die sie ihren Beschluß gestützt habe, und weist darauf 
hin, daß sie in diesem Bereich über ein Ermessen verfüge, dessen Ausübung nur 
bei einem offensichtlichen Fehler beanstandet werden könne. 

121 Sie wiederholt schließlich, daß die Erhöhung der griechischen Zementausfuhren in 
die Gemeinschaft auf den Zusammenbruch der Ausfuhren in die traditionellen 
Märkte der griechischen Hersteller im Nahen Osten, in Nordafrika und in den 
Vereinigten Staaten ab 1985 zurückzuführen sei. Die Situation von Heracles unter­
scheide sich insoweit nicht von der der übrigen Hersteller; die streitige Beihilfe 
habe es ihr lediglich ermöglicht, sich finanziell zu erholen und somit die Möglich­
keiten, die der Markt geboten habe, in gleicher Weise wie ihre griechischen Kon­
kurrenten wahrzunehmen. 

Würdigung durch das Gericht 

122 Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß Heracles als Streithelferin nicht in Zweifel 
ziehen kann, daß die den Gegenstand der vorliegenden Rechtssache bildende Maß­
nahme eine Beihilfe im Sinne des Vertrages darstellt. Gemäß Artikel 93 § 4 der Ver­
fahrensordnung des Gerichtshofes, die vor der Verweisung der vorliegenden 
Rechtssachen an das Gericht auf die Streithilfe von Heracles anwendbar war, muß 
der Streithelfer den Rechtsstreit nämlich in der Lage annehmen, in der dieser sich 
zur Zeit des Beitritts befindet. Im vorliegenden Fall beruht der streitige Beschluß 
jedoch auf der Feststellung, daß die fragliche Maßnahme eine Beihilfe im Sinne 
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des Vertrages darstellt, und dies ist von den Parteien nicht angezweifelt worden. 
Somit verändert Heracles durch ihr Vorbringen, daß die Voraussetzungen für die 
Anwendung von Artikel 92 nicht erfüllt zu sein schienen, entgegen Artikel 
93 § 4 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes den durch die Klageschrift und 
die Klagebeantwortung festgelegten Rahmen des Rechtsstreits. Folglich ist dieses 
Verteidigungsmittel als unzulässig anzusehen. 

123 In der Sache ist festzustellen, daß alle Klägerinnen im wesentlichen geltend 
machen, daß sich die Kommission bei der Beurteilung der Vereinbarkeit der fragli­
chen Beihilfe mit dem Vertrag nicht auf eine Prüfung der Einhaltung der Voraus­
setzungen habe beschränken dürfen, die in der Entscheidung von 1987 vorgesehen 
seien, mit der die durch das Gesetz 1386/83 geschaffene Beihilferegelung, auf deren 
Grundlage die Beihilfe gewährt worden sei, für mit dem Vertrag vereinbar erklärt 
worden sei. Die Kommission hätte ihrer Ansicht nach die Vereinbarkeit der fragli­
chen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt gesondert prüfen müssen. Daher ist 
zunächst die Tragweite der Entscheidung von 1987 zu ermitteln und sodann zu 
prüfen, ob der streitige Beschluß gegen die Entscheidung von 1987 oder gegen 
Artikel 92 des Vertrages verstößt. 

Zur Tragweite der Entscheidung von 1987 

1 2 4 In der Entscheidung von 1987 genehmigte die Kommission die Durchführung des 
Gesetzes 1386/83 mit der Begründung, daß das Gesetz im Hinblick auf das Proto­
koll Nr. 7 die Voraussetzungen des zweiten Teils von Artikel 92 Absatz 3 Buch­
stabe b des Vertrages erfülle, da es zur Behebung einer beträchtlichen Störung im 
Wirtschaftsleben der Griechischen Republik diene. Im Anschluß an die Darstel­
lung der wirtschaftlichen Lage dieses Mitgliedstaats führte die Kommission aus, 
daß der OAE auf der Grundlage dieses Gesetzes bei insgesamt 45 Unternehmen 
tätig geworden sei, wobei auf 23 — darunter auch Heracles —, die nicht aufgelöst 
worden seien, etwa 20 % der in Griechenland in der gewerblichen Industrie 
beschäftigten Arbeitnehmer entfielen. In der Entscheidung wird folglich aner­
kannt, daß durch die Tätigkeit des OAE die genannte Störung im allgemeinen 
behoben werden konnte. 
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125 Jedoch ist darauf hinzuweisen, daß in der Entscheidung von 1987 zwar die Durch­
führung des Gesetzes 1386/83 genehmigt wurde, daß aber eine Genehmigung aller 
individuellen Maßnahmen des OAE nicht erfolgt ist. In Artikel 1 Absatz 2 Buch­
stabe a ihrer Entscheidung hat die Kommission die Durchführung des Gesetzes 
1386/83 nämlich von folgender Auflage abhängig gemacht: 

„Die griechische Regierung meldet der Kommission die Einzelfälle der Anwen­
dung dieses Gesetzes auf Unternehmen mit wenigstens 300 Beschäftigten in einem 
nicht empfindlichen Wirtschaftszweig und wenigstens 100 Beschäftigten in einem 
empfindlichen Wirtschaftszweig." 

126 In den Begründungserwägungen der Entscheidung rechtfertigt die Kommission 
diese „Auflage" wie folgt: „In ihrer Entscheidung zur Befürwortung einer allge­
meinen Beihilferegelung kann die Kommission nach Maßgabe ihrer Bewertung 
dieser Regelung Auflagen machen, einschließlich der Verpflichtung, wichtige Ein­
zelfälle der Anwendung dieser Regelung der Kommission zu melden, damit deren 
Auswirkungen auf den innergemeinschaftlichen Handel und den Wettbewerb 
beurteilt werden können. Hierbei muß die Kommission den Erfordernissen der 
von der Gemeinschaft verfolgten Politik Rechnung tragen. Dies ergibt sich aus 
dem Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache ... Philip Morris gegen Kommissi­
on ..., wo der Gerichtshof ... festgestellt hat, daß die zur Anwendung der Ausnah­
mebestimmungen von Artikel 92 Absatz 3 Buchstaben a), b) und c) erforderliche 
Bewertung im gemeinschaftlichen Zusammenhang erfolgen muß" (Abschnitt V 
Absatz 4 der Entscheidung von 1987). 

127 Aus der Erteilung der „Meldeauflage" und ihrer Rechtfertigung ergibt sich, daß 
nach Ansicht der Kommission in Fällen, in denen die in der Entscheidung von 
1987 festgelegten Schwellenwerte überschritten wurden, die Feststellung der 
beträchtlichen Störung im griechischen Wirtschaftsleben für sich allein nicht aus­
reicht, um die fragliche Beihilfe für zulässig zu erklären. Ohne die Existenz der 
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wegen der beträchtlichen Störung im griechischen Wirtschaftsleben genehmigten 
allgemeinen Beihilferegelung für die Zukunft in Frage zu stellen, hat die Kommis­
sion somit den Standpunkt vertreten, daß Maßnahmen des OAE von gewisser 
Bedeutung gesondert daraufhin überprüft werden müßten, ob die Gewährung der 
Beihilfe den in der Entscheidung von 1987 gemachten „Auflagen" entspricht und 
ob die betreffenden Unternehmen durch die Beihilfe „gegenüber ihren Wettbewer­
bern in den anderen Mitgliedstaaten gleichwohl nicht in einer günstigeren Lage 
[sind], als sie ohne diese Schwierigkeiten wären" (vgl. Abschnitt V der Entschei­
dung). Die Tatsache, daß die Kommission selbst davon ausging, daß sie zur Prü­
fung der Wirkung der vom OAE gewährten Beihilfen auf den innergemeinschaftli­
chen Handel verpflichtet sei, wird durch die in der Entscheidung (Abschnitt V) 
enthaltene Bezugnahme auf das Urteil Philip Morris/Kommission bestätigt, in dem 
der Gerichtshof die Vornahme einer solchen Prüfung durch die Kommission gebil­
ligt hat (Randnrn. 11 und 12 dieses Urteils). Im übrigen ist festzustellen, daß das 
Erfordernis einer solchen, in der Entscheidung von 1987 vorgesehenen Prüfung 
dem Zweck des Artikels 92 des Vertrages entspricht, der — als Wettbewerbsregel 
— grundsätzlich verhindern soll, daß die Gewährung von Beihilfen durch die Mit­
gliedstaaten den Wettbewerb verfälscht oder den innergemeinschaftlichen Handel 
beeinträchtigt. 

1 2 8 Demnach ist die Kommission in der Entscheidung von 1987 selbst davon ausge­
gangen, daß der zweite Teil von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages 
nach den Umständen, unter denen die fragliche Beihilferegelung genehmigt wurde, 
eine besondere Prüfung der Vereinbarkeit individueller Beihilfen erfordern kann, 
die über die Feststellung des Vorliegens einer beträchtlichen Störung im Wirt­
schaftsleben des betreffenden Mitgliedstaats hinausgeht. Im vorliegenden Fall hat 
die Kommission im übrigen ausgeführt, daß das Vorliegen einer beträchtlichen 
Störung im griechischen Wirtschaftsleben nicht ausreiche, um wichtige, in Anwen­
dung des Gesetzes 1386/83 gewährte individuelle Beihilfen als vereinbar mit dem 
zweiten Teil von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages ansehen zu kön­
nen. 

129 Folglich ist für die Beihilfen, die die in der Entscheidung von 1987 vorgesehenen 
Schwellenwerte überschreiten, die auch nach der Gewährung der Beihilfe 
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vorgesehene Meldepflicht als ein in der Entscheidung selbst enthaltener Genehmi­
gungsvorbehalt anzusehen, wie er auch im Urteil des Gerichtshofes vom 5. Okto­
ber 1994 in der Rechtssache C-47/91 (Italien/Kommission, Slg. 1994, I-4635, 
Randnrn. 21 und 22) definiert worden ist, während diese Entscheidung für die Bei­
hilfen von geringerer Bedeutung als endgültige Genehmigung der auf der Grund­
lage der gebilligten allgemeinen Regelung gewährten Beihilfen anzusehen ist. Die 
Kommission kann sich somit nicht darauf berufen, daß durch ihre Entscheidung 
generell alle auf der Grundlage des Gesetzes 1386/83 gewährten Beihilfen geneh­
migt worden seien, wie dies in den erwähnten Rechtssachen Irish 
Cement/Kommission der Fall war. In diesen Rechtssachen hatte die Kommission 
nämlich regionale Beihilferegelungen generell genehmigt, ohne die Meldung wich­
tiger Fälle zu verlangen oder einen Vorbehalt hinsichtlich der Genehmigung dieser 
Fälle zu machen. Da die Regelung selbst Gegenstand der in Artikel 93 Absatz 
1 des Vertrages vorgesehenen Prüfung gewesen war und auf dieser Grundlage 
genehmigt worden war, brauchten die Maßnahmen zu ihrer Durchführung, anders 
als im vorliegenden Fall, nicht mehr gemeldet oder von der Kommission geprüft 
zu werden. 

130 Der Umstand, daß die spezielle Maßnahme des OAE zugunsten von Heracles 
schon vor dem Erlaß der Entscheidung von 1987 erfolgt war, war der Kommission 
zum Zeitpunkt des Erlasses ihrer Entscheidung bekannt (vgl. ihr Fernschreiben 
vom 18. September 1986). Insoweit hat die Kommission im angefochtenen 
Beschluß bedauert, daß die griechische Regierung es versäumt habe, „diesen wich­
tigen Fall der Anwendung des Gesetzes 1386/83 zugunsten des Unternehmens 
Heracles anzumelden". Sie hat zu Recht darauf hingewiesen, daß sie 1987 keine 
Prüfung der bereits gewährten spezifischen Beihilfen vorgenommen, sondern diese 
Prüfung bis zum Eingang der Meldungen individueller Beihilfen gemäß der in der 
Entscheidung von 1987 enthaltenen Meldepflicht aufgeschoben habe. Diese Ausle­
gung der Entscheidung wird durch den Wortlaut ihres Artikels 1 Nr. 2 bestätigt, 
wonach die dort genannten Auflagen für Maßnahmen des OAE gelten; dies deutet 
darauf hin, daß die Kommission eine nachträgliche „Meldung" der bereits gewähr­
ten Beihilfen wünschte, damit „deren Auswirkungen auf den inner gemeinschaftli­
chen Handel und den Wettbewerb beurteilt werden können" (vgl. Abschnitt V der 
Entscheidung von 1987). Somit unterliegt die Heracles gewährte Beihilfe, auch 
wenn sie vor der Entscheidung von 1987 bewilligt wurde, der in Artikel 1 
Nr. 2 Buchstabe a dieser Entscheidung genannten Verpflichtung. 
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131 Hinzu kommt, daß die Klagebeantwortung der Kommission insoweit wider­
sprüchlich ist. Die Kommission führt nämlich einerseits in ihren Antworten auf 
die Fragen des Gerichts aus, sie habe 1987 die Vereinbarkeit der zuvor gewährten 
spezifischen Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt nicht geprüft und sich vorbe­
halten, sie nach dem Eingang der Meldung dieser Beihilfen gemäß Artikel 1 
Nr. 2 Buchstabe a der Entscheidung von 1987 zu prüfen. Andererseits macht sie 
gleichzeitig geltend, da es um die Anwendung einer zuvor auf der Grundlage von 
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrages genehmigten Regelung gegangen 
sei, habe sie nur zu prüfen brauchen, daß die fragliche Beihilfe gemäß den Voraus­
setzungen für die Genehmigung dieser Regelung gewährt worden sei, denn die 
Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt sei schon im Rahmen der Entschei­
dung von 1987 geprüft worden. Was die Prüfung dieser Voraussetzungen angeht, 
so fügt sie hinzu, als einzige Voraussetzung sei zu prüfen gewesen, daß sich die 
Produktionskapazitäten nicht erhöht hätten, denn ohne eine solche Erhöhung sei 
eine Auswirkung auf den Gemeinsamen Markt zwangsläufig ausgeschlossen. 

132 Schließlich ist zu bemerken, daß in Abschnitt V der Entscheidung von 1987 entge­
gen den Ausführungen der griechischen Regierung (siehe oben, Randnr. 100) keine 
Einschätzung des Zementmarktes der Gemeinschaft erfolgt ist. 

Zum streitigen Beschluß 

133 Die Kommission hat im streitigen Beschluß darauf hingewiesen, daß die Verpflich­
tung, wichtige Einzelfälle zu melden, aufgestellt worden sei, „damit diese im Hin­
blick auf ihre Auswirkungen auf den innergemeinschaftlichen Handel und Wettbe­
werb geprüft werden können". Sie hat sich darin jedoch darauf beschränkt, die 
Folgen der Beihilfe im Gebiet der Griechischen Republik zu prüfen, und sich 
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dabei auf die Antworten der griechischen Regierung auf ihre ursprünglich erhobe­
nen Einwände gestützt. 

134 Somit ist der angefochtene Beschluß in diesem Punkt widersprüchlich begründet 
(in diesem Sinne auch Urteil des Gerichtshofes vom 14. September 1994 in den 
Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92, Spanien/Kommission, Slg. 1994, 
I-4103). 

1 3 5 Darüber hinaus hat sich die Kommission im vorliegenden Fall auf die Feststellung 
beschränkt, daß die fragliche Beihilfe die Voraussetzungen der Entscheidung von 
1987 vor allem deshalb erfülle, weil sie nicht zu einer Erhöhung der Produktions­
kapazitäten führe und den Fortbestand des Unternehmens sichere. Diese Gesichts­
punkte müssen zwar bei der Prüfung der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem 
Gemeinsamen Markt berücksichtigt werden; sie sind jedoch unzureichend, um 
insoweit zu einem Ergebnis zu gelangen, denn nach der Entscheidung von 
1987 hatte die Kommission außerdem zu prüfen, in welchem Umfang der Wettbe­
werb verfälscht und ob der inner gemeinschaftliche Handel beeinträchtigt werden 
könnte. Eine solche Prüfung hat die Kommission aber, wie sie im übrigen selbst 
eingeräumt hat, nicht vorgenommen. 

136 Dem Einwand der griechischen Regierung, daß die Auffassung der Klägerinnen 
gegen das Protokoll Nr. 7 verstoße, wonach „im Fall der Anwendung der Artikel 
92 und 93 des EWG-Vertrags die Ziele der wirtschaftlichen Ausweitung und der 
Hebung des Lebensstandards der Bevölkerung zu berücksichtigen sind", ist entge­
genzuhalten, daß diese Bestimmung keine Ausnahme von den Artikeln 92 und 
93 des Vertrages bildet, sondern die Kommission nur dazu verpflichtet, bei der 
Beurteilung der Auswirkungen einer einem griechischen Unternehmen gewährten 
Beihilfe die in diesem Protokoll genannten Ziele zu berücksichtigen. Das Protokoll 
befreit sie keineswegs von der Vornahme der in den Artikeln 92 und 93 des Vertra­
ges vorgesehenen Prüfung und insbesondere der Prüfung der Auswirkung der Bei­
hilfe auf den Wettbewerb und den inner gemeinschaftlichen Handel. 
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137 Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß die Kommission die Tragweite der 
ihr durch die Entscheidung von 1987 und durch Artikel 92 des Vertrages auferleg­
ten Pflicht, zu prüfen, ob die fragliche Beihilfe den Wettbewerb verfälscht oder den 
innergemeinschaftlichen Handel beeinträchtigt, verkannt hat. Folglich ist der strei­
tige Beschluß mit einem Rechtsfehler behaftet, der die Kommission zu einer 
unvollständigen Prüfung der fraglichen Beihilfe veranlaßt hat (vgl. Urteil des 
Gerichts vom 24. Januar 1992 in der Rechtssache T-44/90, La Cinq/Kommission, 
Slg. 1992, II-1, Randnrn. 62, 83 und 95). 

Zur Auswirkung der Beihilfe auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftli­
chen Handel 

1 3 8 Die Kommission und die Streithelferinnen tragen vor, 1986 habe es keinen 
Zementhandel zwischen der Griechischen Republik und den übrigen Mitgliedstaa­
ten gegeben; somit könne der innergemeinschaftliche Handel durch die streitige 
Beihilfe nicht beeinträchtigt worden sein. Diese Argumentation stellt ein hilfsweise 
geltend gemachtes Verteidigungsmittel dar, das zu prüfen ist, weil der von der 
Kommission begangene Rechtsfehler und seine Folgen für die Prüfung der Aus­
wirkung der gemeldeten Beihilfen auf den Wettbewerb und den innergemein­
schaftlichen Handel nicht zur Nichtigerklärung des angefochtenen Beschlusses 
führen könnten, falls sich herausstellt, daß eine solche Prüfung wegen der Sachlage 
im Zementsektor überflüssig war. 

139 Flierzu ist festzustellen, daß sich das Argument der Kommission aus der Situation 
auf dem Zementmarkt zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe herleitet. Schon 
zu diesem Zeitpunkt war aber die Ausrichtung der griechischen Zementexporte auf 
bestimmte andere Mitgliedstaaten der Gemeinschaft vorhersehbar. Die traditionel­
len Exportmärkte der griechischen Hersteller waren nämlich zusammengebrochen, 
und dies bedeutete, daß der bestehende innergemeinschaftliche Handel deutlich 
zunehmen würde. Anlage 1 zum Streithilfeschriftsatz von Heracles zeigt, daß sie 
bereits 1986 mit der Ausfuhr von Zement in die übrigen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft begonnen hatte. Dies wird durch die Halkis-Entscheidung 
(Abschnitt IV) bestätigt. 
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140 Unter diesen Umständen war die Kommission verpflichtet, die möglichen Auswir­
kungen der Beihilfe auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftlichen Handel 
zu prüfen. 

1 4 1 Aus dem angefochtenen Beschluß ergibt sich jedoch, daß die Kommission keine 
Prüfung der zum Zeitpunkt der Zahlung der Beihilfe absehbaren Auswirkungen 
auf den Wettbewerb und den innergemeinschaftlichen Handel vorgenommen hat. 
Sie hat auch nicht die wirklichen Auswirkungen der Beihilfe geprüft, die sie als tat­
sächlichen Gesichtspunkt hätte berücksichtigen können, da sie fünf Jahre nach der 
Zahlung dieser Beihilfe über ihre Vereinbarkeit mit dem Vertrag entschieden hat. 

142 Nach alledem ist festzustellen, daß die Kommission einen Rechtsfehler begangen 
hat, indem sie nicht die Auswirkung der fraglichen Beihilfe auf den Wettbewerb 
und den innergemeinschaftlichen Handel geprüft hat (vgl. Urteil La 
Cinq/Kommission, a. a. O., Randnrn. 94 bis 96). 

143 Folglich ist der angefochtene Beschluß für nichtig zu erklären, ohne daß es erfor­
derlich wäre, über die anderen Klagegründe zu entscheiden und die von den Klä­
gerinnen beantragte Beweisaufnahme durchzuführen. 

Kosten 

144 Gemäß Artikel 87 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts ist die unterliegende 
Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit 
ihrem Vorbringen unterlegen ist, ist sie zur Tragung ihrer eigenen Kosten sowie 
der den Klägerinnen entstandenen Kosten mit Ausnahme der durch die Streithilfen 
verursachten Kosten zu verurteilen. Die Streithelferinnen tragen ihre eigenen 
Kosten sowie die den Klägerinnen im Rahmen der Streithilfen entstandenen 
Kosten. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Erste erweiterte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Der Beschluß vom 1. August 1991, der in der im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften vom 4. Januar 1992 veröffentlichten Mitteilung 
92/C 1/03 der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des EWG-Vertrags an 
die übrigen Mitgliedstaaten und die anderen Beteiligten über die Beihilfe der 
griechischen Regierung an das Unternehmen Heracles General Cement 
Company enthalten ist, wird für nichtig erklärt. 

2) Die Kommission trägt ihre eigenen Kosten sowie die den Klägerinnen ent­
standenen Kosten mit Ausnahme der durch die Streithilfen verursachten 
Kosten. 

3) Die Streithelferinnen tragen ihre eigenen Kosten sowie die den Klägerinnen 
im Rahmen der Streithilfen entstandenen Kosten. 

Cruz Vilaça Vesterdorf Saggio 

Kirschner Kalogeropoulos 
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Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 6. Juli 1995. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

J. L. Cruz Vilaça 
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